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1. Grundlagen der Gesellschaft 

Die ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktien-
gesellschaft (im Folgenden ÜSTRA) gehört mit ihren 
Stadtbussen und Stadtbahnen zur Spitzengruppe 
der Nahverkehrsunternehmen in Deutschland. Mit 
rund 175 Millionen Fahrgästen im Jahr ist sie die 
leistungstarke, umweltfreundliche  Mobilitätsdienst-
leisterin für Hannover sowie für den Nahverkehr in 
Niedersachsen.
Mit ihren Bahnen und Bussen fahren mehr als 
475.000 Menschen täglich. Mit über 40 Millionen Wa-
genkilometern pro Jahr (Bahn und Bus) und mehr als 
2.000 Beschäftigten befördert die ÜSTRA die Hanno-
veraner und die Gäste der Stadt tagsüber im 10-Mi-
nuten-Takt sicher und zuverlässig in der Innenstadt. 
Sie ist damit in der Landeshauptstadt Hannover mit 
ihren Leistungen das Rückgrat einer effizienten und 
klimaschonenden öffentlichen Mobilität.

Dass die Menschen im Großraum Hannover für alle 
Busse und Bahnen nur einen Fahrschein benötigen 
und die Verkehrsmittel anhand von aufeinander ab-
gestimmten Fahrplänen verkehren, dafür steht der 
Verkehrsverbund Großraum-Verkehr Hannover 
(GVH). Mehrheitsgesellschafter des GVH ist die Re-
gion Hannover, welche 51 % der Gesellschaftsan-
teile hält. Die weiteren 49 % der Gesellschaftsanteile 
an dieser Kooperation werden zusammen von den 
Verkehrsunternehmen ÜSTRA, regiobus Hannover 
GmbH sowie den Eisenbahnunternehmen DB Re-
gio AG, metronom Eisenbahngesellschaft mbH, erixx 
GmbH und WestfalenBahn GmbH gehalten.

Die Region Hannover übt darüber hinaus die Funk-
tion des Aufgabenträgers für den hiesigen Nahver-
kehr aus. Dies beinhaltet die Landeshauptstadt Han-
nover und die 21 weiteren Städte und Gemeinden in 
der Gebietskörperschaft des Großraumes Hannover. 

Zur langfristigen Unternehmenssicherung hat die 
ÜSTRA im Mai 2008 einen Partnerschaftsvertrag 
mit der Region Hannover, dem Betriebsrat sowie 
der Gewerkschaft ver.di abgeschlossen. Der Partner-
schaftsvertrag stellt den normativen Rahmen zur 
Umsetzung und Weiterführung der Unternehmens-
strategie dar.

Zur Gewährleistung einer EU-rechtskonformen Ver-
tragsbeziehung zwischen dem Aufgabenträger Re-
gion Hannover und dem Verkehrsunternehmen 
ÜSTRA, hat die Region Hannover die ÜSTRA auf 

Grundlage eines Öffentlichen Dienstleistungsauftra-
ges (ÖDA) im Sinne der VO (EG) 1370/2007 betraut. 
Mit Wirkung vom 25.  September  2015 erbringt die 
ÜSTRA auf dieser Rechtsgrundlage die gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen zur Gewährleistung ei-
ner ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit 
Verkehren im Öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) durch Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
und Stadtbahnen im Tarifgebiet des Großraum-Ver-
kehr Hannover. Der ÖDA umfasst alle bis dahin von 
der ÜSTRA betriebenen Linien (Linienbündel „Stadt 
Hannover“) und hat eine Laufzeit von 22½ Jahren. Er 
endet am 24. März 2038. Für den gleichen Zeitraum 
hat die Genehmigungsbehörde, die Landesnahver-
kehrsgesellschaft Niedersachsen mbH (LNVG), die 
Liniengenehmigungen für das Linienbündel „Stadt 
Hannover“ erteilt.
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Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) war 
im Jahr 2018 nach ersten Berechnungen des Statis-
tischen Bundesamtes (Destatis) um 1,5 % höher als 
im Vorjahr. Die deutsche Wirtschaft ist damit das 
neunte Jahr in Folge gewachsen, das Wachstum hat 
aber an Schwung verloren. In den beiden vorange-
gangenen Jahren war das preisbereinigte BIP jeweils 
um 2,2 % gestiegen. Eine längerfristige Betrachtung 
zeigt, dass das deutsche Wirtschaftswachstum im 
Jahr 2018 über dem Durchschnittswert der letzten 
zehn Jahre von +1,2 % liegt. Positive Wachstumsim-
pulse kamen 2018 vor allem aus dem Inland: Sowohl 
die privaten Konsumausgaben (+1,0 %) als auch die 
staatlichen Konsumausgaben (+1,1  %) waren höher 
als im Vorjahr. Die deutschen Ausfuhren stiegen im 
Jahresdurchschnitt 2018 weiter, aber nicht mehr so 
stark wie in den Vorjahren: Die preisbereinigten Ex-
porte von Waren und Dienstleistungen waren um 
2,4 % höher als 2017. Die Importe nahmen im glei-
chen Zeitraum mit +3,4 % stärker zu. Somit bremste 
der Außenbeitrag das deutsche BIP-Wachstum rein 
rechnerisch leicht (-0,2 Prozentpunkte). Auf der Ent-
stehungsseite des Bruttoinlandsprodukts konnten 
nahezu alle Wirtschaftsbereiche positiv zur wirt-
schaftlichen Entwicklung im Jahr 2018 beitragen. 
Erstmals seit fünf Jahren lag dabei die konjunkturelle 
Dynamik im Produzierenden Gewerbe unter der im 
Dienstleistungsbereich. Insgesamt stieg die preisbe-
reinigte Bruttowertschöpfung im Jahr 2018 gegen-
über dem Vorjahr um 1,5 %. Das verfügbare Einkom-
men der privaten Haushalte nahm 2018 um 3,2 % zu.

Der Anstieg der in jeweiligen Preisen berechneten 
Konsumausgaben der privaten Haushalte lag mit 
2,6 % deutlich unter dem Vorjahresniveau (3,4 %). Die 
Verbraucherpreise sind im Jahresdurchschnitt um 
1,9  % gegenüber 2017 angestiegen. Die Jahresteue-
rungsrate 2018 lag damit etwas höher als im Vorjahr 
(2017: +1,8 %), für deren Anstieg maßgeblich die Ener-
giepreise verantwortlich waren. Energieprodukte ver-
teuerten sich 2018 gegenüber 2017 um 4,9 % und da-
mit stärker als ein Jahr zuvor (2017: +3,1 % gegenüber 
2016). Am stärksten erhöhten sich 2018 die Preise für 
leichtes Heizöl (+21,7  %), auch Kraftstoffe verteuer-
ten sich spürbar (+7,8 %). Den starken Verbraucher-
preiserhöhungen bei Mineralölprodukten gem. Index 
standen moderate Preisentwicklungen bei anderen 
Energieprodukten gegenüber (z.B. Strom +1,3 %).

Die Zahl der Erwerbstätigen stieg in 2018 bundes-
weit um 1,3 % auf 44,83 Millionen. Damit erreichte 
die Erwerbstätigkeit ihren höchsten Stand seit der 
Wiedervereinigung. Die Verteilung der Beschäftig-
ten auf den Dienstleistungssektor und das Produ-
zierende Gewerbe blieb 2018 nahezu unverändert. 
Langfristig betrachtet ist jedoch eine Verschiebung 
hin zum Dienstleistungssektor erkennbar. Im Jahr 
2008 waren 68,0 % der Beschäftigten im Dienstleis-
tungsgewerbe und 31,2  % im Produzierenden Ge-
werbe angestellt. Aktuell sind es knapp 71 % in einer 
Dienstleistungsbranche, während ca. 28,5 % der Be-
schäftigten im Produzierenden Gewerbe tätig waren. 
Die Zahl der gemeldeten Ausbildungsstellen stieg 
um +4  % gegenüber dem Vorjahreszeitraum (Ok-
tober 2017 bis September 2018). Insgesamt ist die 
Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge 
merklich gegenüber dem Vorjahr gestiegen (+2 %).
Infolge dessen ging die Zahl der Arbeitslosen bun-
desweit im Jahresdurchschnitt gegenüber dem Vor-
jahr um 0,5  Prozentpunkte auf 5,2  % zurück. Laut 
Bundesagentur für Arbeit waren 2018 im Jahres-
durchschnitt 2,34 Millionen Menschen ohne Arbeit – 
193.000 weniger als 2017.
In der Region Hannover waren im Dezember 2018 
weniger als 39.000 Menschen arbeitslos gemeldet. 
Zum Stichtag 31. Dezember 2018 betrug die Arbeits-
losenquote im Bezirk der Agentur für Arbeit Hanno-
ver 6,2 % (Vorjahr: 6,8 %).

Wachsende Einwohnerzahlen in den Städten lassen 
die Fahrgastzahlen in Bussen und Bahnen weiter 
steigen. Der Verband Deutscher Verkehrsunterneh-
men (VDV) rechnet mit 10,38 Milliarden Kundenfahr-
ten im Jahr 2018. Das wäre ein weiterer Rekord, aber 
nur 0,6 % mehr als 2017, wie der Verband der Deut-
schen Presse-Agentur (dpa) am 23. Dezember 2018 
mitgeteilt hat. Im vergangenen Jahr hatte der Zu-
wachs bei 1,5 % gelegen, ein Jahr zuvor bei 1,7 %.
„Ein Kundenzuwachs ist immer ein gutes Ergebnis. 
Vor allem, wenn es auf diesem hohen Niveau statt-
findet“, sagte VDV-Verbandspräsident Ingo Wort-
mann. Die aktuelle Entwicklung zeigt aber auch, dass 
der ÖPNV aufgrund von Kapazitätsengpässen und 
umfangreichen Baumaßnahmen an Grenzen stößt.
Auch die Fahrkartenpreise sind in 2018 in Deutsch-
land langsamer gestiegen. Nach einem Plus von 
1,8  % im Vorjahr müssen Kunden nun im Schnitt 

2. Wirtschaftsbericht

2.1 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung und Branchenentwicklung
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1,4  % mehr für ein Ticket bezahlen. Im Stadtver-
kehr kostet der Einzelfahrschein jetzt durchschnitt-
lich 2,65 Euro, die Monatskarte 53,41 Euro. Je nach 
Wohnort kann sich das aber sehr unterscheiden. So 
freuten sich die Kunden in Berlin und München z.B. 
über Nullrunden in 2018.
Der Branchenverband sprach von einer maßvollen 
Preisgestaltung, die sicherstellen solle, dass sich alle 
Bürger Bus- und Bahnfahren leisten können. „Das 
ist im Rahmen der Daseinsvorsorge unsere Aufgabe 
und unser Anspruch“, sagte der Präsident des VDV 
Ingo Wortmann.

Im März 2018 wurde der bundesweite Koalitionsver-
trag zwischen Union und SPD unterschrieben. An 
mehreren Stellen im Abschnitt „Verkehr“ dieses Ko-
alitionsvertrags finden sich Formulierungen, die dem 
öffentlichen Verkehr auf Straßen und Schienen eine 
zentrale Rolle und entsprechende Unterstützung für 
die Gestaltung der Mobilität der Zukunft zuschreiben. 
So soll die erst im Juli 2017 neu angefügte „Versteine-
rungsklausel“, die eine Gemeindefinanzierungsgesetz  
(GVFG)-Erhöhung erst ab 2025 zulässig macht, wie-
der gestrichen werden, wofür jedoch eine Änderung 
des Artikels 125c im Grundgesetz notwendig ist. Die 
dafür notwendige Gesetzesänderung, die den Weg 
für die Erhöhung und Dynamisierung der Mittel aus 
dem GVFG freimachen soll, hat das Bundeskabinett 
im Mai  2018 beschlossen. Vorgesehen ist, dass das 
GVFG-Bundesprogramm jährlich auf 1 Milliarde Euro 
bis zum Jahr 2021 erhöht und danach dynamisiert 
werden soll. Doch die Reform des GVFG-Bundespro-
gramms stockt. Der Bundesrat hat das Vorhaben am 
14.  Dezember  2018 an den Vermittlungsausschuss 
überwiesen, weil die Bundesregierung die GVFG-Re-
form mit weiteren Grundgesetzänderungen verbun-
den hat. Hauptstreitpunkt ist die geplante Vorschrift 
in Artikel 104 b Abs. 2 GVFG in der Fassung des Ge-
setzesbeschlusses wonach die Länder Bundeshilfen 
künftig generell zur Hälfte mitfinanzieren müssen.
Für die Verkehrsunternehmen, Städte und Kommu-
nen sind diese Mittel jedoch entscheidend für drin-
gend benötigte Investitionen in Neu- und Ausbau-
maßnahmen im Nahverkehr. Auch um die Ziele der 
Bundesregierung für Klimaschutz und Luftreinhal-
tung im Verkehrssektor zu erreichen, sind solche 
Fördermittel zur Stärkung des ÖPNV unabdingbar. 
Dafür ist die Anhebung der GVFG-Mittel ein wichti-
ger Beitrag, zumal die Branche dringend Planungs-
sicherheit für Investitionen in Neu- und Ausbau-
vorhaben benötigt, die in der Regel einen langen 
Planungs- und Genehmigungsvorlauf haben. „Denn 

am Ende können wir nur mit einer deutlichen An-
gebots- und Qualitätssteigerung im ÖPNV die Men-
schen vom Umstieg auf Busse und Bahnen überzeu-
gen“, so am 3. Mai 2018 der damalige VDV Präsident 
Jürgen Fenske.

Grundsätzlich sind zusätzliche Investitionsmaß-
nahmen somit zentrale Voraussetzungen, damit 
die ÖPNV-Branche auch in den kommenden Jahren 
Marktanteile hinzugewinnen kann. Insofern ist die 
Zusage im Koalitionsvertrag, die Mittel aus dem Mo-
bilitätsfonds für Kommunen zu verstetigen, eben-
falls eine wichtige Zeichensetzung. Das im August 
2017 beim ersten Dieselgipfel mit der Autoindus-
trie vereinbarte und im September 2017, beim ers-
ten Gipfeltreffen mit den Kommunen, auf 1 Milliarde 
Euro Fondsvolumen verdoppelte „Sofortprogramm“ 
beinhaltet ein Geflecht verschiedener Förderpro-
gramme, die überwiegend beim BMVI und BMUB 
aufgehängt sind. Förderfähig sind Maßnahmen aus 
den Bereichen:
• E-Mobilität (betrifft vor allem den kommunalen 

Fuhrpark, Umrüstung und Neuanschaffungen im 
ÖPNV und die Ladeinfrastruktur),

• Digitalisierung von Verkehrssteuerungssystemen 
und

• Erweiterung der Fahrradinfrastruktur.

Flankierend zur Bereitstellung notwendiger Finanz-
mittel hat das Plenum des Bundestags im Novem-
ber 2018 den Entwurf eines Gesetzes zur Beschleu-
nigung von Planungs- und Genehmigungsprozessen 
bei Verkehrsprojekten beschlossen. Bauvorhaben 
im städtischen Nahverkehr blieben im Gesetzes-
entwurf jedoch unberücksichtigt. Aufgrund deutlich 
vorgebrachter Kritik des VDV und seiner Mitglieds-
unternehmen hat der Bundestag in einem Entschlie-
ßungsantrag zum Gesetz die Bundesregierung auf-
fordert, die Regelungen zur Planungsbeschleunigung 
zeitnah auch für das Personenbeförderungsgesetz 
(PBefG) – und damit auf ÖPNV-Bauvorhaben – zu 
übernehmen.

Einen weiteren Beitrag zur Stärkung des ÖPNV und 
zur Verringerung von Umwelt- und Verkehrsbelastun-
gen sieht die Koalition in der Steuerbegünstigung von 
Jobtickets. Am 8. November 2018 hat der Bundestag 
eine entsprechende Änderung des Einkommensteu-
ergesetzes verabschiedet. Ab 1.  Januar 2019 werden 
deshalb Jobtickets wieder steuerfrei werden, gleich-
zeitig wurde die Entfernungspauschale für Arbeit-
nehmer gekürzt. Dies besagt eine entsprechende 



9ÜSTRA Jahresabschluss 2018 · Lagebericht

Änderung des Einkommensteuergesetzes. Mit der 
Neuregelung wird eine Steuerbegünstigung wieder 
eingeführt, die im Jahr 1994 geschaffen und zehn 
Jahre später im Zuge von Einsparungen im Haushalt 
wieder gestrichen worden war.

Als nicht zielführend bewertet die ÖPNV-Branche die 
Diskussionen zu kostenlosem, also steuerfinanzier-
tem Nahverkehr. Dies sind keine geeigneten, kurz-
fristigen Lösungen, um Verkehrsprobleme zu lösen 
bzw. ÖPNV-Marktanteile nachhaltig zu steigern. Da-
für bedarf es nachhaltiger Finanzierungszusagen 
von Bund, Ländern und kommunalen Gebietskör-
perschaften in Höhe von ca. 12 Milliarden Euro pro 
Jahr (ohne die notwendigen Milliardenbeträge für die 
Infrastrukturinvestitionen). Kostenloser ÖPNV er-
zeugt eine zusätzliche Nachfrage, welche ohne aus-
reichende Fahrzeuge sowie neue und modernisierte 
Strecken mit den momentanen Kapazitäten gar nicht 
befriedigt werden könnte.

2.2 Wichtige Aktivitäten und 
Ereignisse im Geschäftsjahr 2018

In der öffentlichen Wahrnehmung stand 2018 zu-
nächst der Beginn der Tätigkeit des neuen Vorstan-
des im Fokus. Durch ein dem Aufsichtsrat Anfang 
Februar  2018 vorgelegtes Bündel an Sofortmaß-
nahmen wurden die internen Prozesse bei der Be-
schaffung verbessert, die Compliance-Regeln ge-
schärft und die Rolle der internen Revision gestärkt. 
Zu den Maßnahmen gehörten unter anderem die 
Überarbeitung der Beschaffungsrichtlinie des Un-
ternehmens, die Reorganisation des Einkaufs, die 
Implementierung eines Compliance-Management-
Systems und die Installierung eines internen und ex-
ternen Hinweisgebersystems. Für diese Maßnahmen 
erhielt der Vorstand die ausdrückliche Unterstüt-
zung des Aufsichtsrats.

Strategisch wichtige Themen und Ansätze wurden 
vom Vorstand zu einer Zukunftsoffensive zusam-
mengefasst, die in 2018 breit kommuniziert wurde. 
Schwerpunkte sind die Beschaffung neuer Stadtbah-
nen, die Umstellung der gesamten Busflotte im In-
nenstadtbereich auf Elektromobilität sowie die Sa-
nierung weiterer Liegenschaften. Hierfür gab es auf 
der Hauptversammlung im August 2018 von den Ak-
tionären positive Resonanz für den Vorstand.

Der Mobilitätsmarkt befindet sich im Umbruch, der 

Individualverkehr (IV) wird öffentlicher, der öffent-
liche Personennahverkehr (ÖPNV) wird individuel-
ler. Neue Produkte und Anbieter platzieren sich am 
Markt, bezüglich des Mobilitätsverhaltens finden 
Wertewandel statt, die Digitalisierung gewinnt immer 
mehr an Bedeutung und schlussendlich sind fossile 
Brennstoffe endlich. In diesem Umfeld entwickeln 
sich neue Angebote zwischen ÖPNV und Individual-
verkehr.

Um das Unternehmen ÜSTRA auf einen derart ver-
änderten Markt vorzubereiten, hat der Aufsichtsrat 
im Rahmen einer Beschlussvorlage am 2. März 2018 
eine Satzungsänderung zur Erweiterung des Unter-
nehmensgegenstandes vorbereitet. Diese Satzungs-
änderung wurde dann von der Hauptversammlung 
im August 2018 beschlossen. Zukünftig kann die ÜS-
TRA neben dem ÖPNV ergänzende und erweiterte 
Mobilitätsdienstleistungen sowie sonstige Aktivitä-
ten im Bereich Mobilität einschließlich zugehöriger 
Konzepte, Technologien und Infrastrukturen anbie-
ten. Die Satzungsänderung steht im Kontext einer 
geregelten Zusammenarbeit im Geschäftsfeld „Mo-
bilitätskonzepte“ innerhalb des VVG-Konzerns.

Weiterhin positioniert sich die ÜSTRA als nachhaltig 
wirtschaftendes Unternehmen, kundenorientierte 
Dienstleisterin, attraktive Arbeitgeberin, innovati-
ves Unternehmen und Kompetenzträgerin Nahver-
kehr. Als öffentliches Verkehrsunternehmen sieht 
sich die ÜSTRA – wie in den Vorjahren – den Grund-
sätzen der Nachhaltigkeit verpflichtet und verankert 
die soziale, wirtschaftliche und ökologische Verträg-
lichkeit in ihren Aktivitäten.

Deshalb unterstützt die ÜSTRA u. a. auch die Kampa-
gne „Hannover sauber“, die Ende Mai vom Zweckver-
band Abfallwirtschaft der Region Hannover gestar-
tet wurde. Hannover, als eine schöne Stadt, soll noch 
sauberer werden, weshalb deutliche Verstärkungen 
beim Reinigungspersonal und der Abfallfahndung 
sowie schnellere Abholung von wildem Müll Teile 
des Aktionsplanes sind. Aus dieser Verantwortung 
heraus steuert die ÜSTRA einen Elektrobus bei, der 
künftig mit dem Kampagnenmotiv – einem stilisier-
ten Besen mit den Umrissen der Stadt Hannover – 
werbewirksam unterwegs sein wird.
Aber auch bei der Nachrüstung aller U-Bahn-Stati-
onen mit Defibrillatoren zeigte die ÜSTRA ihre Ver-
antwortlichkeit für das gesundheitliche Wohlergehen 
ihrer Fahrgäste. In den vergangenen Jahren wurden 
Defibrillatoren immer wieder Gegenstand von Van-
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dalismus, bei denen die Geräte von der Wand geris-
sen und sinnlos zerstört wurden. Da die Mittel des 
Projekts finanziell begrenzt waren, konnten zerstörte 
oder fehlende Defibrillatoren schließlich nicht mehr 
ersetzt werden – es kam zu Lücken in der Ausstat-
tung der Stationen. Mit einer Zuwendung der ÜSTRA 
konnten diese Lücken nun wieder geschlossen wer-
den. Hannovers U-Bahn-Stationen sind wieder lü-
ckenlos mit Defibrillatoren ausgestattet.

Die ÜSTRA als die Kompetenzträgerin für den Nah-
verkehr in Hannover sieht sich mitverantwortlich 
für die Umsetzung des 2011 verabschiedeten Ver-
kehrsentwicklungsplans „pro KIima“ der Region Han-
nover und des ebenfalls 2011 beschlossenen „Mas-
terplans Mobilität“ der Stadt Hannover. Ziel beider 
verkehrspolitischer Pläne ist es, die Bürger zu häu-
figerer Nutzung von Verkehrsmitteln, die dem Um-
weltverbund zuzurechnen sind, zu bewegen. Somit 
könnte durch Verbesserungen im ÖPNV ein weiterer 
deutlicher Beitrag zur Reduzierung der innerstädti-
schen Schadstoffbelastung erreicht werden.

Neue Geschäftsmodelle wie Plattformökonomie 
und „Mobility-as-a-Service“ etablieren sich zuneh-
mend im ÖPNV. So ist der „Mobilitätsshop“, mit dem 
die ÜSTRA Onlinetickets für die Verkehrsunterneh-
men im GVH anbietet, ein besonders wichtiges Ele-
ment zur Ansprache von Gelegenheitskunden. Mit 
direkter Verknüpfung zur Fahrplanauskunft können 
Kunden im Internet oder per Smartphone Onlineti-
ckets erwerben, die ausgedruckt und auch im Smart-
phone angezeigt werden können. Mit Onlinetickets 
für Messe-Fahrtberechtigungen z.B. für die Messen 
DOMOTEX, CeBIT und Hannover Messe konnte vor 
allem Ausstellerpersonal erreicht werden. Zusätz-
lich wurden 2018 zu großen Veranstaltungen, wie 
dem Maschseefest, „AktionsTickets“ in Form von ver-
günstigten TagesTickets im Mobilitätsshop vermark-
tet. Mit der Registrierung zum Onlineshop können 
sich Kunden auch für Carsharing bei stadtmobil an-
melden bzw. Taxivertragskunde werden und da-
durch Rabatte bei der Taxennutzung erhalten. Aller-
dings musste das Mobilitätspaket „Hannovermobil“ 
vom Markt genommen werden, da der Bestandteil 
BahnCard nicht mehr angeboten werden kann – die 
Deutsche Bahn hat die entsprechende Kooperation 
gekündigt. Dafür werden die Wahlmöglichkeiten für 
andere Carsharing-Angebote ausgeweitet. Darüber 
hinaus werden 2019 der Abschluss von Abo-Verträ-
gen und der Kauf von Monatskarten im Mobilitäts-
shop ermöglicht werden. 

Für die Präsenz in digitalen Medien wird das Online-
marketing immer wichtiger für die ÜSTRA. Mit ei-
ner interaktiven Karte bietet die ÜSTRA auf ihrer 
Internetseite nicht nur Unternehmensinfos und Ab-
fahrtzeiten an, sondern auch Kundenservice, Ver-
anstaltungshinweise und Erlebnisse, um so weitere 
Fahrtanreize zu vermitteln. In den sozialen Medien 
ist die ÜSTRA auf facebook, Instagram und Twitter 
unterwegs. Insbesondere bei Unfällen oder bei Un-
wetterlagen kann die ÜSTRA aktuelle Informationen 
mobil und online liefern. Mit dem Newsletter „ÜSTRA 
Fahrgemeinschaft“ präsentiert die ÜSTRA 14-tägig 
aktuelle Informationen zu Erlebnissen in Hannover 
und zur Nahverkehrswelt. Ebenfalls 14-tägig gibt es 
interessante Interviews und spannende Informatio-
nen rund um den Nahverkehr und das Unternehmen 
ÜSTRA in der Radiosendung „Grüne Welle“. In Koope-
ration mit Radio Hannover läuft diese Sendung an je-
dem zweiten Freitag zwischen 13 und 14 Uhr auf Ra-
dio Hannover 100,0.

Zahlreiche ÖPNV-Unternehmen bieten ihren Kunden 
mittlerweile ein WLAN-Angebot an. Auch die ÜSTRA 
hat ein innovatives und zukunftsorientiertes Kon-
zept für ein vollständiges WLAN-Angebot für Fahr-
gäste evaluiert. Nicht nur in den Fahrzeugen sondern 
auch an den Haltestellen könnte den Fahrgästen ein 
entsprechendes Angebot zur Verfügung stehen. Po-
litisch findet ein solches Angebot breite Unterstüt-
zung. Wegen erheblicher Investitions- und Betriebs-
kosten wurden Förderanträge zum einen bei der 
LNVG und zum anderen beim Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) gestellt. 
Bei beiden Anträgen wird in 2019 mit einer Entschei-
dung gerechnet.

Ein wichtiger Gradmesser für den Unternehmens-
erfolg der ÜSTRA sind neben den Fahrgastzahlen 
die Tarifeinnahmen. Auf Ebene des GVH wurde zum 
1. Januar 2018 eine Tarifanpassung von durchschnitt-
lich 1,9 % durchgeführt. Damit liegt der GVH im Ver-
bundvergleich – bei einem qualitativ hochwertigen 
Verkehrsangebot – preislich nach wie vor im unteren 
Mittelfeld. Durch ein attraktives Tarifangebot sollen 
Kundenbindung und Neukundengewinnung unter-
stützt werden.

Insbesondere im Tarifangebot für Schüler konnten 
durch das Angebot der stark rabattierten „GVH Spar-
Card“ Fahrgäste gewonnen werden. Die „GVH Spar-
Card“ kostet für die Berechtigten nur 15  Euro zur 
Nutzung im gesamten Tarifgebiet. Ein Ausgleich der 
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Mindereinnahmen erfolgt durch die Region Hannover. 
Weiterhin sehr erfolgreich war die Großkundenak-
quise. Der Absatz in diesem Segment konnte in 2018 
um ca. 5,2 % gesteigert werden. Aufgrund flankieren-
der Maßnahmen zur Steuerbegünstigung von Jobti-
ckets ab 1.  Januar 2019, wird dieses Segment pers-
pektivisch in 2019 an Bedeutung zunehmen.

Bei den Fahrgastzahlen mussten bei der ÜSTRA in 
2018 – nach deutlichen Steigerungen in den Vor-
jahren – zum zweiten Mal in Folge leichte Fahr-
gastrückgänge verzeichnet werden. Neben der Bau-
stellensituation war auch das nahezu durchgehend 
fahrradfreundliche Wetter 2018 ursächlich für stag-
nierende bis leicht rückläufige Fahrgastzahlen.

Beim ÖPNV-Kundenbarometer 2018 von Kantar TNS 
bewerteten die befragten Kunden die ÜSTRA erneut 
mit der Schulnote „sehr gut“. Das gute Ergebnis aus 
den vergangenen Jahren konnte bestätigt werden. Da-
mit gehörte die ÜSTRA im bundesweiten Vergleich mit 
34 Verkehrsunternehmen weiter zur Spitzengruppe.

Um mobilitätseingeschränkten Fahrgästen eine 
durchgängige Beförderungskette mit Bussen und 
Bahnen anbieten zu können, werden im Stadtbahn- 
und Busbereich Haltestellen so um- bzw. neugestal-
tet, dass diesem Personenkreis damit der Zugang zu 
den Verkehrsmitteln wesentlich erleichtert wird. Der 
Ausbau von Bushaltestellen in der Landeshauptstadt 
Hannover erfolgte in Zusammenarbeit mit dieser.
In der Innenstadt konnte durch den Bau neuer Hoch-
bahnsteige, unter anderem am Steintor mit barrie-
refreiem Umstieg zwischen den oberirdischen und 
unterirdischen Linien, die Zugänglichkeit des Nah-
verkehrssystems weiter verbessert werden. Die Hal-
testelle „Laatzen“ wurde mit Hochbahnsteigen und 
einer doppelten Wendeschleife ausgerüstet. Zum 
Jahresende wurde der Hochbahnsteig an der Hal-
testelle „Wunstorfer Straße“ in Betrieb genommen. 
Durch die neue Anordnung der Haltestellen im Rah-
men des Ausbauprojektes 10/17 konnte die Halte-
stelle „Clevertor“ mit Inbetriebnahme der neuen 
Hochbahnsteige entfallen und die Anzahl der Halte-
stellen im Stadtbahnnetz auf 195 reduziert werden. 
Aktuell verfügt das Stadtbahnnetz über 19 U-Bahn-
Stationen und 136 Hochbahnsteige, sodass 79,5  % 
der Haltestellen barrierefrei sind. 40 Haltestellen 
sind noch mit Hochbahnsteigen auszustatten.

Der Ausbau in den Kommunen der Region schreitet 
ebenfalls voran und entwickelt sich positiv, sodass 

die Busse auch dort ihre Zubringerfunktion für mo-
bilitätseingeschränkte Fahrgäste immer besser er-
füllen können.

Die Mitnahme von E-Scootern in den Stadtbahnen 
der ÜSTRA soll weiterhin gewährleistet bleiben. Auf-
grund bundesweiter Vorgaben muss die Mitnahme 
von E-Scootern in Bussen jedoch eingeschränkt wer-
den auf E-Scooter, die für die Mitnahme in Bussen 
zertifiziert sind und auf Busse, die für die Mitnahme 
durch entsprechende Einrichtungen geeignet sind. 
Die Mitnahme von E-Rollstühlen ist weiterhin mög-
lich. Bei der Beschaffung neuer Fahrzeuge legt die 
ÜSTRA auf Barrierefreiheit weiterhin großen Wert.

Anfang Oktober 2018 erreichte der Stadtbahnwagen 
TW 3000 mit der Wagennummer 3100 per Tieflader 
hannoverschen Boden. Nach umfangreichen Tests 
war das 100. Fahrzeug des Typs TW 3000 im Novem-
ber 2018 betriebsbereit und kann seitdem im Linien-
betrieb eingesetzt werden. Eingehende Analysen der 
Fahrgastzahlenentwicklung und die Erstellung meh-
rerer Prognosen bei der ÜSTRA haben ergeben, dass 
der Bedarf an Fahrzeugen bis 2025 bzw. darüber hi-
naus einen Weiterbetrieb von mindestens 18, bzw. 
unter Berücksichtigung einer strategischen Fahrzeu-
greserve, von bis zu 40 Fahrzeugen TW 6000 nötig ma-
chen. Aufgrund des Fahrzeugalters wird für den Wei-
terbetrieb dieses Fahrzeugtyps eine umfangreichere 
Aufarbeitung notwendig; bis zu gegebener Zeit mit 
der Ersatzbestellung für die Fahrzeuge TW 2000/2500 
eine neue Serie Stadtbahnfahrzeuge („TW 4000“) auf-
gelegt wird. Die aufgearbeiteten TW 6000-Fahrzeuge 
erfüllen die Betriebsvoraussetzungen bis 2028.

Bereits in 2016 wurden unter dem Motto „Unsere Vi-
sion Null Emission“ im Rahmen eines Pilotprojektes 
und als Förderprogramm des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit (BMUB) drei Elektrobusse in Betrieb genommen. 
Aufgrund des sehr positiv verlaufenen Testbetrie-
bes hat sich die ÜSTRA in 2018 unter dem Motto „ÜS-
TRA-Elektrobusoffensive, in fünf Jahren innerstäd-
tisch voll elektrisch“ entschieden, bis zum Jahr 2023 
innerhalb der Umweltzone Hannovers komplett mit 
51 Elektrobussen zu fahren.
Mit 18 Elektro-Gelenkbussen (18 m lang) und 30 Elek-
tro-Standardbussen (12 m lang) sollen bis 2023 ins-
gesamt 48  weitere Fahrzeuge angeschafft werden. 
Alle Fahrzeuge sollen auf den Linien 100/200 (Solo-
busse), 121 (Gelenkbusse), 128/134 (Solobusse) und 
120 (Solo- und Gelenkbusse) eingesetzt werden. 
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Diese Linien wurden ausgewählt, da sie die Innen-
stadt berühren bzw. die Innenstadt von Hannover 
queren und überwiegend innerhalb der Umweltzone 
der Stadt Hannover verlaufen. Auf diesen Innen-
stadtbuslinien sowie auf den Betriebshöfen Vahren-
wald und Mittelfeld wird dazu schrittweise die Lade-
infrastruktur ausgebaut und die Elektrobusflotte 
erweitert. Das Projekt wird durch das BMUB und das 
Land Niedersachsen über die LNVG gefördert.
Aufgrund der teilweise langen Tagesumläufe für die 
Fahrzeuge von i.d.R. 200-300 km/Tag, vereinzelt auch 
über 300 km/Tag, ist es derzeit notwendig, die Trak-
tionsbatterien der Fahrzeuge während des Umlaufes 
nachzuladen („Opportunity-Charging“), da mit der 
heute verfügbaren Technik die Batteriekapazität – 
zumindest bei elektrischer Heizung – für diese Fahr-
leistungen nicht ausreichend ist.
Die Nachladung soll – wie im Pilotprojekt bei der Linie 
100/200 getestet – jeweils an den Endpunkten der Li-
nien mittels Stromabnehmer (Pantograph) auf dem 
Dach des Fahrzeuges an einem Lademast erfolgen. 
Die Einspeisung der Ladetechnik soll aus der Fahrlei-
tung, aus einem örtlich naheliegenden Gleichrichter-
werk oder mit einem Mittelspannungsanschluss des 
Energieversorgers realisiert werden. Für die Versor-
gungssicherheit ist es wichtig, einen Energiemix bei 
der Einspeiseart herzustellen. 
Des Weiteren sollen die Betriebshöfe in den nächs-
ten Jahren vollständig für die Elektrifizierung der 
Busflotte ausgerüstet werden. Dafür wird eine neue 
Stromversorgung durch den örtlichen Energiever-
sorger realisiert. Aufgrund des Betriebskonzeptes ist 
ein Mischbetrieb von Elektrobussen und Dieselbus-
sen problemlos möglich. Die Mitarbeiter in der Bus-
werkstatt wurden im Hinblick auf die Umstellung auf 
das neue Antriebskonzept geschult.

Nach der Sanierung des Verwaltungsgebäudes Am 
Hohen Ufer sind weitere Investitionen in Liegen-
schaften unumgänglich. Aufgrund von Substanz-
schäden und der durch die neuen Fahrzeuggenerati-
onen notwendigen Anforderungen an bzw. in die aus 
dem Jahr 1958 stammenden Gebäude der Betriebs-
werkstatt und des Verwaltungsgebäudes Glocksee 
inkl. Leitstelle, steht dort ein Neubau an. Des Weite-
ren ist aufgrund heutiger technischer und energeti-
scher Anforderungen, gesetzlicher Vorschriften und 
moderner Werkstattabläufe eine Grunderneuerung 
der Bushalle und der Werkstatt Mittelfeld nötig. 

Erneut wurde die ÜSTRA in den Bereichen Qualitäts-, 
Umwelt- und Energiemanagement in 2018 durch ein 

unabhängiges Zertifizierungsunternehmen erfolg-
reich auditiert. Das Arbeitsschutzmanagementsys-
tem der ÜSTRA, welches alle 3 Jahre von der Verwal-
tungsberufsgenossenschaft rezertifiziert wird, ist 
noch bis zum Jahr 2020 gültig.

Im Zusammenhang mit der Abberufung und frist-
losen Kündigung der ehemaligen Vorstände André 
Neiß und Wilhelm Lindenberg sind seit 2018 Verfah-
ren beim Landgericht Hannover rechtshängig.

Mit Bescheid vom 15. Februar 2018 hat die LNVG den 
Zuwendungsbescheid vom 16. Februar 2017 über die 
Förderung von 11 Hybridbussen für das Programm-
jahr mit der Begründung eines Verstoßes gegen das 
Verbot des vorzeitigen Maßnahmenbeginns vollstän-
dig zurückgenommen. Die ÜSTRA hat gegen den 
Rücknahmebescheid im Mai 2018 Klage beim Verwal-
tungsgericht Hannover eingereicht. Nach Klageerwi-
derung der LNVG steht eine verfahrensleitende Re-
aktion des Verwaltungsgerichts weiterhin aus.

2.3 Mitarbeiter

Im Geschäftsjahr 2018 waren bei der ÜSTRA im Jah-
resdurchschnitt 2.091  Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter (inkl. Auszubildende und Praktikanten) be-
schäftigt (Vorjahr: 2.088). Die Altersteilzeit hat im 
Rahmen des Projektes „vitale ÜSTRA 2020“ verein-
barte Restrukturierungsmaßnahmen mit sozialver-
träglichem Personalabbau umgesetzt. Der letzte Teil-
nehmer der Altersteilzeit hat im Februar  2018 die 
Passivphase beendet und ist in die reguläre Alters-
rente gegangen (Vorjahr: 36).

Der demografische Wandel ist seit Jahren ein wichtiger 
Bestandteil, dem sich die Unternehmen stellen müs-
sen. Ältere Beschäftigte haben höhere Abwesenheiten 
und geringere Gesundheitsstände, als es die jüngeren 
Beschäftigten haben. Die Herausforderung für die ÜS-
TRA ist es, dem demografischen Wandel entgegenzu-
wirken. Zum 31. Dezember 2018 waren 244 Mitarbei-
ter über 60 Jahre alt, das ist jeder neunte Mitarbeiter. 
Die durchschnittliche Betriebszugehörigkeit liegt bei 
16 Jahren. Das in dieser Zeit angeeignete Wissen muss 
den jüngeren Mitarbeitern vermittelt werden. Hierbei 
legen wir besonderen Wert auf einen Wissenstransfer 
von Schlüsselqualifikationen im Unternehmen.

In 2018 wurden 183 Mitarbeiter eingestellt, davon 
waren 31  Auszubildende und Praktikanten (Vor-
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jahr: 158, davon 46 Auszubildende und Praktikan-
ten). Der größte Anteil an Einstellungen lag im Be-
reich des Fahrdienstes bei 82 neuen Mitarbeitern 
(Vorjahr: 74). 

In Zukunft wird der Schwerpunkt auf den Rentenab-
gängern liegen, da eine Vielzahl von Stellen wieder-
zubesetzen ist. Die Berufsgruppen mit dem höchs-
ten Wiederbesetzungsbedarf sind der Fahrdienst 
und die MINT-Berufe. Besonders bei diesen Berufen 
wird es in Zukunft einen stärkeren Wettkampf um 
geeignetes Personal geben. Ein wichtiger Aspekt ist 
es, neben der Positionierung als attraktive Arbeitge-
berin, strategische Lösungsansätze, wie unter ande-
rem veränderte Zugangsvoraussetzungen und die 
Erschließung neuer Zielgruppen am Arbeitsmarkt, 
zu verwirklichen.

Die Berufsausbildung der ÜSTRA ist ein Instrument 
zur Sicherstellung der Deckung zukünftiger Per-
sonalbedarfe. Die berufliche Ausbildung ist aber 
auch ein soziales Anliegen und Ausdruck der „ge-
samtgesellschaftlichen“ Verantwortung eines kom-
munalen Unternehmens. Von daher bildet die ÜS-
TRA auch über Bedarf aus und berücksichtigt dabei 
insbesondere auch benachteiligte Jugendliche, die 
noch keine abgeschlossene Berufsausbildung ha-
ben, um diesen einen Einstieg in die Berufsausbil-
dung und damit in ein zukünftiges Beschäftigungs-

Geschäftsentwicklung (in Tsd. €)

2018 2017 2016 2015 

Grundkapital 67.491 67.491 67.491 67.491

Sachanlagen, immaterielle  
Vermögensgegenstände

403.903 339.746 277.789 284.000

Bilanzsumme 508.659 449. 785 369.302 356.724

Investitionen* 89.163 85.835 21.162 80.716

Abschreibungen** 24.897 21.961 20.418 18.735

Umsatzerlöse Verkehr 178.064 175.719 178.948 168.213

Personalaufwand 132.323 128.603 116.395 111.007

Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag*** – 25.891 – 31.684 – 15.227 – 21.136

 * ohne Finanzanlagen
 ** auf immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen
 *** vor Verlustübernahme durch die Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft Hannover mbH (VVG)

verhältnis zu geben. Die Zahl der Auszubildenden 
und Praktikanten in 2018 betrug im Durchschnitt 
104 (Vorjahr: 113).

2.4 Ertrags-, Finanz- und Vermögenslage 

Der Jahresabschluss der ÜSTRA wurde auf Grund-
lage der handelsrechtlichen Ansatz-, Bewertungs- 
und Gliederungsvorschriften in der Fassung des 
Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes (BilRUG) un-
ter Beachtung der ergänzenden Regelungen des 
Aktiengesetzes (AktG) erstellt.

Insgesamt ist die Geschäftsentwicklung im Geschäfts-
jahr 2018 im Vergleich zum Plan günstig verlaufen. 
Entsprechend stellt sich die Ertrags-, Finanz- und Ver-
mögenslage dar.



14 ÜSTRA Jahresabschluss 2018 · Lagebericht

2.4.1 Umsatzentwicklung

Die Umsatzerlöse betrugen 214.264 Tsd. € im Ge-
schäftsjahr 2018 (Vorjahr: 211.987 Tsd. €). Im Ver-
gleich zum Plan von 214.192 Tsd. € ist ein Anstieg 
von 72 Tsd. € zu verzeichnen.

Die darin enthaltenen Umsatzerlöse aus Verkehrs-
leistungen (einschließlich Verkehrsmittelwerbung) 
betrugen 178.064 Tsd. € (Vorjahr: 175.719 Tsd. €). 

Die Einnahmen aus den vom Fahrgast gezahlten 
Fahrgeldern sind im Geschäftsjahr 2018 gegen-
über dem Vorjahr um 2.659 Tsd. € bzw. 1,6 % auf 
171.111 Tsd. € gestiegen.

Die Tarifeinnahmen (inklusive Einnahme-Poolaus-
gleich im GVH für Vorjahre) sind gegenüber dem 
Vorjahr um 3.214 Tsd. € bzw. 1,9 % auf 170.051 
Tsd. € gestiegen. Die zum 1. Januar 2018 durch-
geführte Tariferhöhung von durchschnittlich 1,9 
% entfaltete damit ihre gewünschte Wirkung. Die 
Fahrgastzahlen sind um 0,3 % auf 174,4 Millionen 
(Vorjahr: 174,9 Millionen) zurückgegangen.

Die ÜSTRA hat bei ihren Fahrausweisprüfungen 
in 2018 weniger Schwarzfahrer angetroffen als im 
Jahr zuvor. Aufgrund von neuen Abläufen wurden 
in 2018 weniger Fahrgäste kontrolliert. Insgesamt 
wurden 46.221 Personen (Vorjahr: 63.758) ohne 
gültigen Fahrausweis angetroffen. Der Anteil der 
festgestellten Schwarzfahrer an den überprüf-
ten Fahrgästen ist mit 1,74 % (Vorjahr: 1,96 %) zu-
rückgegangen. Die Einnahmen aus dem erhöhten 
Beförderungsentgelt liegen dadurch bedingt mit 
1.060 Tsd. € um 555 Tsd. € unter dem Vorjahrs-
wert. Das Unternehmen reagierte damit auf die 
Kritik von Kontrolleuren und Fahrgästen und wird 
diese neue Linie für die Zukunft gründlich analy-
sieren. Von den Fahrgästen wurde der insgesamt 
freundlichere Umgang der Prüfer positiv aufge-
nommen.

Der Ausgleich für die unentgeltliche Beförde-
rung schwerbehinderter Menschen im ÖPNV ge-
mäß § 231 Sozialgesetzbuch IX erfolgt in der Re-
gel bei der ÜSTRA unter Ansatz einer alle zwei 
Jahre durch Fahrgastzählungen zu erhebenden 
betriebsindividuellen Schwerbehindertenquote. 
Der für die Erstattungsleistungen der unentgelt-
lichen Beförderung schwerbehinderter Personen 
gesetzlich zugrunde zu legende Anteil von beför-

derten Fahrgästen mit Schwerbehinderung wird 
für Niedersachsen für das Jahr 2018 mit 3,05 % 
prognostiziert. Für das Jahr 2018 wurde die be-
triebsindividuelle Quote neu erhoben und in Höhe 
von 3,62 % ermittelt. Da durch die Erhebung nicht 
nachgewiesen werden kann, dass das Verhältnis 
zwischen den unentgeltlich beförderten Fahrgäs-
ten und den sonstigen Fahrgästen die amtliche 
Quote um mindestens 1/3 übersteigt, ist die ge-
setzliche Quote zu verwenden. Somit können für 
die Berechnung der Ausgleichsleistungen nur 3,05 
% in Ansatz gebracht werden (Vorjahr: 3,17 %). 
Bedingt durch den Rückgang der eingenomme-
nen erhöhten Beförderungsentgelte, welche ne-
ben den Tarifeinnahmen die Basis für die Berech-
nung der Ausgleichsleistungen bilden, sind die 
Ausgleichsleistungen gegenüber dem Vorjahr um 
432 Tsd. € bzw. 7,9 % gesunken.

Die sonstigen Umsatzerlöse aus Verkehrsleistun-
gen in Höhe von 1.893 Tsd. € (Vorjahr: 1.776  Tsd. 
€) betreffen vorrangig Erträge aus der Vermietung 
von Reklameflächen und Erträge aus Schienener-
satzverkehr für Eisenbahnverkehrsunternehmen. 

Die Umsatzerlöse aus Drittgeschäft betrugen 
36.200 Tsd. € (Vorjahr: 36.268 Tsd. €). Größte Po-
sition sind Erträge für Leistungen aus dem In-
standhaltungsvertrag mit der infra Infrastruktur-
gesellschaft Region Hannover GmbH (infra) mit 
25.275 Tsd. € (Vorjahr: 24.917  Tsd. €). Der Anstieg 
im Vergleich zum Vorjahr resultiert aus vereinbar-
ten Mengenmehrungen und Preissteigerungen. 

2.4.2 Ertragslage

Die sonstigen betrieblichen Erträge betrugen 9.611 
Tsd. € (Vorjahr: 5.671 Tsd.  €, Plan:  6.890   Tsd.  €). 
Der Anstieg im Vergleich zum Vorjahr ist begrün-
det in der anteiligen Wertaufholung (Zuschrei-
bung) auf die Beteiligungsbuchwerte der HRG 
(1.000 Tsd.  €) und TransTecBau (511 Tsd.  €) so-
wie erhöhten Erträgen aus der Auflösung Son-
derposten für Investitionszuschüsse in Höhe von 
4.681 Tsd. € (Vorjahr: 2.928 Tsd. €). Seit 2014 wer-
den Investitionszuschüsse passivisch in einem 
Sonderposten für Zuschüsse ausgewiesen und 
laufzeitadäquat zum bezuschussten Investitions-
gut erfolgswirksam aufgelöst. Weitere wesentliche 
Posten im Jahr 2018 waren Ersatz von Schäden in 
Höhe von 1.490 Tsd. € (Vorjahr: 1.151 Tsd. €) und 
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126 Tsd. € Erträge aus der Auflösung von Rückstel-
lungen (Vorjahr: 554 Tsd. €). 

Im Geschäftsjahr 2018 betrugen die Betriebsauf-
wendungen 250.832 Tsd. € (Vorjahr: 252.291 Tsd. €, 
Plan: 252.914 Tsd. €). 

Der Materialaufwand betrug 65.865  Tsd. € (Vor-
jahr: 62.260 Tsd. €). Diese Position beinhaltet: 
13.504  Tsd. € (Vorjahr: 13.820  Tsd.  €) Energieko-
sten, 13.906 Tsd. € (Vorjahr: 9.174 Tsd. €) Nutzungs-
entgelt für die Nutzung der Infrastrukturanlagen 
der infra, 12.275 Tsd. € (Vorjahr: 12.746 Tsd. €) Ma-
terial und Fremdleistungen für die Instandhaltung 
und Unterhaltung der Fahrzeuge und eigenen Anla-
gen, 10.111 Tsd. € (Vorjahr: 10.139 Tsd. €) Vorleistun-
gen für Drittaufträge sowie 16.080 Tsd. € (Vorjahr: 
16.381 Tsd. €) Aufwand für Subunternehmerleistun-
gen im Busbereich und Schienenersatzverkehr. Das 
Nutzungsentgelt für die Nutzung der Infrastruktur-
anlagen der infra ist voraussichtlich bis 2018 ver-
tragsgemäß abhängig vom Ergebnis des Unterneh-
mensbereichs Stadtbahn der ÜSTRA.

Der Personalaufwand betrug insgesamt 
132.323  Tsd. € (Vorjahr: 128.603  Tsd.  €). Bedingt 
durch die tarifliche Steigerung der Entgelte und den 
Anstieg der Anzahl der Beschäftigten sind die Per-
sonalaufwendungen im Jahr 2018 im Vergleich zum 
Vorjahr angestiegen. Der Rückstellung für mittel-
bare Pensionsverpflichtungen wurden in 2018 wei-
tere 5.500 Tsd. € (Vorjahr: 7.900 Tsd. €) zugeführt. 
Zum 31. Dezember 2018 beträgt die Deckungs-
lücke in der Finanzierung der Altersversorgung 
59.237 Tsd. € (Vorjahr: 52.806 Tsd. €). 

Die bilanziellen Abschreibungen auf Sachanlagen 
und immaterielle Vermögensgegenstände betrugen 
24.897 Tsd. € (Vorjahr: 21.961 Tsd. €). Der Anstieg ist 
im Wesentlichen auf die Beschaffung und Inbetrieb-
nahme neuer Fahrzeuge zurückzuführen.

Der sonstige betriebliche Aufwand betrug 
27.296 Tsd. € (Vorjahr: 39.467 Tsd. €). Wesentliche 
Positionen in diesem Bereich sind Grundstücks- 
und Gebäudekosten, sonstige Dienstleistungen, 
Werbung und Information, DV-Kosten sowie allge-
meine Verwaltungskosten. Der Rückgang im Ver-
gleich zum Vorjahr resultiert aus den Aufwendun-
gen für die Sanierung des Verwaltungsgebäudes 
Am Hohen Ufer im Vorjahr, welche schwerpunktmä-
ßig in 2017 angefallen sind.

Die Erträge aus Beteiligungen und Gewinnabfüh-
rungen betrugen 1.714 Tsd. € (Vorjahr: 4.610 Tsd. €). 
In 2018 wurde neben den abgeführten Ergebnissen 
von protec Service GmbH, RevCon Audit und Con-
sulting GmbH und ÜSTRA Reisen GmbH auf Grund-
lage der mit der ÜSTRA abgeschlossenen Beherr-
schungs- und Ergebnisabführungsverträge eine 
ungeplante Gewinnausschüttung seitens der X-City 
Marketing Hannover GmbH vereinnahmt. 

Im Geschäftsjahr 2018 wurden Zinserträge in Höhe 
von 1.025 Tsd. € (Vorjahr: 152 Tsd. €) im Wesentli-
chen durch ungeplante Zinserträge aus der Spitz-
abrechnung eines Rahmenvertrages zur Insol-
venzsicherung zum Altersteilzeitmodell aus 2005 
erwirtschaftet. 

Abschreibungen auf Finanzanlagen sind im Ge-
schäftsjahr 2018 wie im Vorjahr nicht angefallen.

Die Zinsaufwendungen betrugen 2.074 Tsd. € (Vor-
jahr: 1.737 Tsd. €), davon entfielen 1.656 Tsd. € (Vor-
jahr: 1.563 Tsd. €) auf die Aufzinsung von Rückstel-
lungen.

Das Geschäftsjahr 2018 schloss vor Verlustüber-
nahme mit einem Jahresfehlbetrag von 25.891 Tsd. € 
ab (Vorjahr: 31.684 Tsd. €). Im Vergleich zum geplan-
ten Jahresfehlbetrag von 33.875 Tsd. € ist dies eine 
Verbesserung um 7.984 Tsd. €. Die Ergebnisverbes-
serung ist im Wesentlichen auf höhere Sonstige 
betriebliche Erträge, Einsparungen im Bereich der 
Fremdleistungskosten durch die Verschiebung der 
Aufarbeitung TW 6000 nach 2019 sowie ein erhöh-
tes Finanzergebnis zurückzuführen.

2.4.3 Vermögens- und Finanzlage

Die Bilanzsumme ist gegenüber dem Vorjahr an-
gestiegen und betrug zum 31. Dezember 2018 
508.659 Tsd. € (Vorjahr: 449.785 Tsd. €). Die einzel-
nen Bilanzpositionen entwickelten sich dabei wie 
folgt:

Auf der Aktivseite sind die immateriellen Ver-
mögensgegenstände und Sachanlagen auf 
403.903 Tsd. € (Vorjahr: 339.746 Tsd. €) gestiegen. 
Das Investitionsvolumen lag deutlich über den Ab-
schreibungen auf Sachanlagen und immateriellen 
Vermögensgegenständen. Die Finanzanlagen sind 
auf 5.424  Tsd.  € (Vorjahr: 6.763  Tsd.  €) zurückge-
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gangen. In 2018 wurde planmäßig eine Ausleihung 
in Höhe von 2.471 Tsd. € an verbundene Unterneh-
men getilgt und Zuschreibungen auf Finanzanlagen 
in Höhe von 1.511 Tsd. € vorgenommen.

Das Vorratsvermögen ist auf 9.796  Tsd.  € (Vorjahr: 
10.778 Tsd. €) zurückgegangen. Die Forderungen sind 
auf 20.832 Tsd. € (Vorjahr: 33.567 Tsd. €) gesunken. 
Die Reduzierung dieser Position im Vergleich zum 
Vorjahr resultiert im Wesentlichen aus einer gerin-
geren Forderungshöhe gegenüber der Konzernmut-
ter VVG aus der bestehenden Verlustübernahme für 
2018. Die sonstigen Vermögensgegenstände werden 
mit 9.509 Tsd. € (Vorjahr: 12.386 Tsd. €) ausgewiesen. 
Der Reduzierung dieser Position ist im Wesentlichen 
auf die Verrechnung einer Herstellerrückvergütung 
gegenüber dem Herstellerkonsortium des TW 3000 
mit einer Anzahlungsrechnung für die Produktion 
von weiteren Stadtbahnfahrzeugen zurückzufüh-
ren. Die liquiden Mittel sind auf 59.096 Tsd. € (Vor-
jahr: 46.546 Tsd. €) angestiegen. Gemäß Finanzplan 
aus 2018 sind davon für den Treuhandfonds 21.100 
Tsd.  € an Liquidität reserviert, welche in 2019 zur 
Auszahlung kommen werden.

Auf der Passivseite ist der Sonderposten für Zu-
schüsse und Zulagen auf 122.430  Tsd.  € (Vorjahr: 
81.160 Tsd. €) gestiegen. Seit 2014 werden Investi-
tionszuschüsse passivisch ausgewiesen und lauf-
zeitadäquat zum bezuschussten Investitionsgut er-
folgswirksam aufgelöst. Im Wesentlichen handelt 
es sich um Zuschüsse für die Beschaffung neuer 
Stadtbahnfahrzeuge sowie für die Grunderneue-
rung der Werkstatt und Bushalle Mittelfeld.

Die Rückstellungen sind auf 128.533 Tsd. € (Vorjahr: 
114.157 Tsd. €) gestiegen. Dies ist im Wesentlichen 
auf den Anstieg der Rückstellungen für Pensionen 
für mittelbare Verpflichtungen in Höhe von 5.500 
Tsd. € und für unmittelbare Verpflichtungen in Höhe 
von 6.861 Tsd. € zurückzuführen. 

Zur Finanzierung der Investitionen in Stadtbahn-
fahrzeuge wurde in 2018 ein neues Darlehen in 
Höhe von 18.840 Tsd. € aufgenommen. Insgesamt 
wurden 6.795 Tsd. € getilgt, sodass die Bankdarle-
hen zum 31. Dezember 2018 mit 42.155 Tsd. € (Vor-
jahr: 30.110 Tsd. €) valutierten. 

Die übrigen Verbindlichkeiten sind auf 78.752 Tsd. 
€ (Vorjahr: 87.478 Tsd. €) gesunken. Die Reduzie-

rung im Vergleich zum Vorjahr ist im Wesentlichen 
auf die stichtagsbezogene Reduzierung der Ver-
bindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen zu-
rückzuführen. Gegenläufig wirkt sich der Anstieg 
der Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 
Unternehmen aus. 

2.4.4 Investitionen

Das Investitionsvolumen in Sachanlagen und imma-
terielle Vermögensgegenstände betrug 89.163 Tsd. 
€ im Geschäftsjahr 2018 (Vorjahr: 85.835 Tsd. €). In-
vestitionszuschüsse wurden im Umfang von 44.454 
Tsd. € (Vorjahr: 40.511 Tsd. €) für die Beschaffung 
von Stadtbahnfahrzeugen, für die Grunderneue-
rung der Werkstatt und Bushalle Mittelfeld sowie 
für das Pilotprojekt Elektrobus vereinnahmt. 

Damit lag das tatsächlich verausgabte Investiti-
onsvolumen deutlich unter den für 2018 geplan-
ten Investitionen in das Anlagevermögen von ins-
gesamt 137.997 Tsd. €, bei einem Eigenanteil von 
83.410 Tsd. €. Wesentlicher Grund für diese Pla-
nunterschreitung ist die Beschaffung des dritten 
Loses der neuen Stadtbahnfahrzeuge TW 3000. 
Die ursprüngliche Planung sah eine Auslieferung 
der ersten zehn Fahrzeuge aus Los III und die da-
mit verbundene Abwicklung aller Finanzflüsse in 
2018 vor. Bedingt durch Verzögerungen in der In-
betriebnahme von neuen Stadtbahnfahrzeugen 
zum Los II – welche nicht durch die ÜSTRA zu ver-
treten sind – konnte in 2018 lediglich ein Zulauf der 
ersten vier Fahrzeuge realisiert werden. Als we-
sentliche weitere Gründe sind zeitliche Verzöge-
rungen bei der Grunderneuerung der Werkstatt 
und Bushalle Mittelfeld inklusive der Errichtung 
von Brandschutzwänden sowie bei der Erneue-
rung der Verkehrstechnik zu nennen. Die für 2018 
geplante Beschaffung von fünf hybridbetriebenen 
Gelenkbussen mit einem Investitionsvolumen von 
2.854 Tsd. € hat die ÜSTRA aufgrund eines Strate-
giewechsels zur Umstellung der Busflotte auf Elek-
troantrieb nicht umgesetzt. Darüber hinaus ver-
schiebt sich der schrittweise weitere Ausbau der 
erforderlichen Ladeinfrastruktur auf den Betriebs-
höfen und Linien in die Folgejahre, damit die ÜS-
TRA die ihr gebotene Förderkulisse in 2018 nut-
zen konnte bzw. dies auch künftig kann. Aufgrund 
derzeit noch nicht beschiedener Förderanträge ist 
die Umsetzung der Projekte „WLAN für Fahrgäste“  
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sowie „RFID Ortungssystem für Stadtbahnfahrzeuge“ 
nach 2019 bzw. in die Folgejahre verschoben. 

Der Schwerpunkt der Investitionstätigkeit 2018 
lag in der Erneuerung der Fahrzeugflotte. Im Be-
richtsjahr 2018 konnte die Inbetriebnahme von 
36 neuen Stadtbahnfahrzeugen realisiert wer-
den. Weitere größere Investitionen wurden für 

die Grunderneuerung der Werkstatt und Bushalle 
Mittelfeld, den Ausbau der Infrastruktur auf den 
Stadtbahnbetriebshöfen und die Erneuerung der 
Verkehrstechnik getätigt.

Die wesentlichen Merkmale des bei der ÜSTRA beste-
henden internen Kontrollsystems und des Risikoma-
nagementsystems im Hinblick auf den Rechnungsle-
gungsprozess können wie folgt beschrieben werden:

• Es gibt bei der ÜSTRA eine klare Führungs- und Un-
ternehmensstruktur. Dabei werden bereichsüber-
greifende Schlüsselfunktionen zentral gesteuert.

•  Die Funktionen der im Hinblick auf den Rech-
nungslegungsprozess wesentlich beteiligten Berei-
che Finanz- und Rechnungswesen und Controlling 
sind klar getrennt. Die Verantwortungsbereiche 
sind klar zugeordnet.

•  Die im Bereich der Rechnungslegung eingesetzten 
EDV-Systeme sind durch entsprechende Sicher-
heitseinrichtungen gegen unbefugte Zugriffe ge-
schützt.

•  Im Bereich der eingesetzten Finanzbuchhaltungs-
systeme wird, soweit möglich, Standardsoftware 
eingesetzt.

•  Eine einheitliche Rechnungslegung wird insbeson-
dere durch konzernweite Richtlinien (z.B. Bilan-
zierungsrichtlinien, Zahlungsrichtlinien, Reisekos-
tenrichtlinien, etc.) gewährleistet. Diese werden 
laufend aktualisiert und bei Bedarf angepasst.

• Die am Rechnungslegungsprozess beteiligten Be-
reiche werden in quantitativer wie qualitativer Hin-
sicht geeignet ausgestattet.

•  Erhaltene oder weitergegebene Buchhaltungsda-
ten werden laufend auf Vollständigkeit und Richtig-
keit überprüft, z.B. durch Stichproben. Durch die 
eingesetzte Software finden programmierte Plau-
sibilitätsprüfungen statt.

•  Bei allen rechnungslegungsrelevanten Prozessen 
wird durchgängig das Vier-Augen-Prinzip ange-
wendet.

•  Die Verantwortung für die Einrichtung und Über-
wachung des Kontroll- und Risikomanagementsys-
tems liegt beim Vorstand. Es ist Bestandteil des 
Planungs-, Steuerungs- und Berichterstattungs-
prozesses im Unternehmen.

•  Rechnungslegungsrelevante Prozesse werden re-
gelmäßig durch die prozessunabhängige interne 
Revision überprüft.

3. Wesentliche Merkmale des internen Kontrollsystems  
und des Risikomanagementsystems im Hinblick auf den  
Rechnungslegungsprozess
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Die ÜSTRA ist als Verkehrsunternehmen naturge-
mäß unternehmerischen und branchenspezifischen 
Risiken ausgesetzt. Die Risikopolitik der ÜSTRA ist ri-
sikoavers ausgerichtet und erlaubt die Nutzung sich 
bietender Geschäftsgelegenheiten, solange die Ri-
siken angemessen und tragbar sind. Das bewusste 
Eingehen von bestandsgefährdenden Risiken ist 
nicht zulässig. 

Die Steuerung von Chancen und Risiken ist integraler 
Bestandteil der Unternehmensführung. Folglich be-
steht das Chancen- und Risikomanagementsystem 
aus einer Vielzahl von Bausteinen, die systematisch in 
die gesamte Aufbau- und Ablauforganisation der Ge-
sellschaft und ihrer Konzernunternehmen eingebettet 
sind. Es besteht keine eigenständige Aufbauorganisa-
tion für das Chancen- und Risikomanagement. Es wird 
vielmehr als originäre Aufgabe jeder Führungskraft 
sowie der Prozess- und Projektverantwortlichen ver-
standen. Diese sorgen im Rahmen ihrer Führungsauf-
gaben auch für die Einbindung der Mitarbeiter in das 
Chancen- und Risikomanagementsystem.

Grundsätzlich wird das Chancen- und Risikoma-
nagementsystem der ÜSTRA im Rahmen der gesell-
schaftsrechtlichen Möglichkeiten konzernweit um-
gesetzt. Dabei liegt der Fokus auf Gesellschaften, 
die aus Chancen- und Risikosicht besonders rele-
vant sind.

Das zentrale Controlling stellt sicher, dass eine lau-
fende funktions- und prozessübergreifende Erken-
nung und Bewertung von Chancen und Risiken er-
folgt. Es ist verantwortlich für die kontinuierliche 
Weiterentwicklung des Systems und überzeugt sich 
von dessen Wirksamkeit. Hierbei erstattet es regel-
mäßig Bericht an den Vorstand. Es entwickelt die ri-
sikopolitischen Grundsätze weiter und überwacht 
deren Einhaltung. Es kommuniziert zudem die Chan-
cen- und Risikopolitik und legt die Dokumentations-
erfordernisse fest. Die notwendige Überprüfung des 
Chancen- und Risikomanagementsystems auf seine 
grundsätzliche Tauglichkeit sowie die Einhaltung der 
operativen Umsetzung erfolgt durch die interne Re-
vision. Alle wesentlichen, potenziell ergebnis- und 
bestandsgefährdenden Risiken werden in einer Ri-
sikomatrix dokumentiert, die regelmäßig aktualisiert 
und ergänzt wird.

Chancen und Risiken sind als mögliche Planabwei-
chungen definiert.

Für die ÜSTRA – als kommunales Unternehmen – er-
geben sich aufgrund der Rahmenbedingungen für 
die Erbringung der gemeinwirtschaftlichen Leistun-
gen nur begrenzt wesentliche (Markt-) Chancen im 
Unterschied zu Unternehmen der freien Wirtschaft 
(bspw. Industrie- und Handelsunternehmen).

Die Bewertung von Chancen erfolgt grundsätzlich 
nach den Dimensionen „Chancenpotenzial“, „Ein-
trittswahrscheinlichkeit“ und „Standard der realisier-
ten Chancenhandhabung“.

Als Risiko sind grundsätzlich negative Planabwei-
chungen definiert (Mehraufwendungen und/oder 
Mindereinnahmen). Mögliche Ergebnisabweichungs-
effekte werden über den gesamten mittelfristigen 
Planungshorizont erhoben und summiert – eine Dis-
kontierung erfolgt nicht. Risiken werden hinsichtlich 
ihres Schadenspotenzials als „relevant“, „wesent-
lich“ und „bestandsgefährdend“ eingestuft. Relevant 
sind solche Risiken, die einen gewissen Schwellen-
wert überschreiten, der sich an zustimmungspflich-
tigen Rechtsgeschäften des Vorstands orientiert. Als 
wesentlich gelten Risiken, die für sich genommen bei 
Realisierung einen Schaden verursachen würden, 
der die künftige Ertragskraft der ÜSTRA erheblich 
beeinflusst. Mögliche Interdependenzen zwischen 
Risiken werden berücksichtigt. Die Bewertung und 
somit auch die Betrachtung der Risiken erfolgt nach 
Risikovorsorge. 

Die Bewertung der Eintrittswahrscheinlichkeit eines 
Risikos erfolgt nach den Kriterien: 
• „Sehr gering“ (< 20 %),
• “Gering” (20 % bis < 40 %),
• “Mittel” (40 % bis < 60 %), 
• “Hoch” (60 % bis < 80 %),
• “Sehr hoch” (80 % bis 100 %).

Die Risikobedeutung als Ergebnis der beiden Fakto-
ren „Eintrittswahrscheinlichkeit“ und „Schadenspo-
tenzial“ ist in der folgenden Tabelle dargestellt:
Die im Rahmen des Risikomanagementsystems der 
ÜSTRA vorgesehenen Maßnahmen zur Früherken-
nung, Begrenzung und Bewältigung dieser Risiken 

4. Chancen- und Risikobericht

4.1 Chancen- und Risikomanagementsystem
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werden ebenfalls regelmäßig überprüft und ergänzt. 
Zur Beherrschung der Risiken sind über adäquate 
Versicherungslösungen hinaus jeweils risikoindividu-
elle Bewältigungsmaßnahmen vorgesehen. Eine Risi-
koanalyse sowie Möglichkeiten zur Begrenzung und 
Bewältigung von Risiken sind auch in der Strategie-
entwicklung verankert und fließen in die operative 
Konzernplanung ein.

4.2 Umfeld und Markt

Finanzmittel für Investitionsmaßnahmen, die bis 
2006 nach dem GVFG gefördert wurden, werden 
seit 2007 durch die Länder verteilt. Den Ländern 
stehen dazu seit 2007 jährliche Kompensationszah-
lungen des Bundes in Form von zweckgebundenen 
Festbeträgen für die Verbesserung der Verkehrs-
verhältnisse in den Gemeinden zur Verfügung. 
Diese sogenannten Entflechtungsmittel aus dem 
Entflechtungsgesetz (EntflechtG) entfallen als sol-
che ab dem Jahr 2020. Die Mittel werden seitens 
des Bundes zwar weiter an die Länder gezahlt, aber 
nicht mehr konkret als Entflechtungsmittel, son-
dern allgemein über die Zahlungen aus dem Um-
satzsteueraufkommen und damit ohne Zweckbin-
dung. Damit die Zuwendungen auch weiterhin auf 
gesetzlicher Basis abgesichert sind, wurde durch 
eine Änderung des Niedersächsischen Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetzes (NGVFG) eine dau-
erhafte Fortsetzung der Förderung ermöglicht. Das 
entsprechende Gesetz zur Verstetigung der För-
derung nach dem NGVFG wurde vom Niedersäch-
sischen Landtag im April 2018 beschlossen. Die 
jährlichen Finanzmittel zur Verbesserung der Ver-
kehrsverhältnisse in den Gemeinden werden so-
mit auf einen Mindestbetrag von 150 Millionen Euro 
erhöht. Obwohl zusätzlich die Verteilung der Mit-
tel zugunsten des kommunalen Straßen- und Rad-
wegebaus angepasst wird und der Bereich ÖPNV/
Schiene nur noch 50 % statt der bisherigen gesetz-
lich vorgeschriebenen 60 % der Mittel erhält, geht 
diese Änderung aufgrund der Mittelsteigerung um 

insgesamt 26,493 Millionen Euro nicht zulasten des 
ÖPNV (Steigerung für den Bereich um 0,9 Millionen 
Euro). Diese Verstetigung der Mittel für den Bereich 
ÖPNV/Schiene allein reicht allerdings nicht aus, um 
den angefallenen Sanierungsstau aufzulösen.

4.3 Leistungswirtschaftliche Chancen 
und Risiken

Die ÜSTRA hat sich zum Ziel gesetzt, die Wirtschaft-
lichkeit durch wachsende Einnahmen sowie interne 
Optimierungsmaßnahmen weiter zu verbessern.

Auf der Einnahmenseite geht die ÜSTRA davon 
aus, dass die Tarifeinnahmen auch in den Folgejah-
ren ansteigen werden. Hierbei gelten die Grundan-
nahmen, dass die ÜSTRA in den nächsten Jahren im 
Durchschnitt mit einem Prozent Fahrgastzuwachs 
pro Jahr sowie mit durchschnittlich zwei Prozent 
Tarifsteigerungen rechnet. Die Risiken liegen da-
rin, dass es nicht gelingt, einerseits über Kunden-
bindungsmaßnahmen Kunden langfristig an die ÜS-
TRA zu binden bzw. mögliche Kundenpotenziale 
zu erschließen und andererseits die notwendigen 
Tarifpreisanpassungen mindestens zur Deckung 
der Aufwandssteigerungen im Verkehrsverbund 
durchzusetzen. Grundlage für die Feststellung des 
Nachfragerisikos sind u. a. Untersuchungen zur Ta-
rifergiebigkeit und zur Preiselastizität. Das Tari-
fanpassungsrisiko besteht darin, dass die ÜSTRA 
bei der erforderlichen Umsetzung von Tarifanpas-
sungsmaßnahmen von der Zustimmung des GVH, 
der Genehmigungsbehörde, des Aufgabenträgers 
Region Hannover und der Konzernmutter VVG ab-
hängig ist. Die bisher beschriebenen Risiken auf der 
Einnahmenseite werden als niedrig bewertet.

Bei der Umsetzung von in der Region Hannover po-
litisch gewünschten Maßnahmen zur Verbesserung 
der Mobilität geht die ÜSTRA davon aus, dass ein 
unmittelbarer erfolgswirksamer Ausgleich durch 
die Region Hannover erfolgt. Dies gilt weiterhin ins-

Eintrittswahrscheinlichkeit
0 – 20 % 20 – 40 % 40 – 60 % 60 – 80 % 80 – 100 %

Schaden- 
potential

> 20 Mio. € mittel hoch hoch hoch hoch

1 – 20 Mio. € gering mittel mittel hoch hoch

< 1 Mio. € gering gering mittel mittel mittel
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besondere für die rabattierte Beförderung von Kin-
dern und Jugendlichen sowie anderen öffentlich 
diskutierten Vergünstigungsforderungen. Das fi-
nanzielle Risiko aus solchen Maßnahmen wird als 
hoch eingeschätzt.

Im Bereich der Landeshauptstadt Hannover genießt 
der ÖPNV aufgrund entsprechender politischer Be-
schlüsse Vorrang an den Lichtsignalanlagen. Sollte 
diese Vorrangschaltung für den ÖPNV zurückge-
nommen werden, würde der ÖPNV durch die damit 
verbundene Verlängerung der Reisezeit unattrakti-
ver für die Fahrgäste. Damit wären Einnahmenrück-
gänge und eine Erhöhung der Betriebskosten durch 
den höheren Fahrzeugeinsatz bei Verlängerung der 
Fahrzeiten zu erwarten. Das Risiko wird als hoch 
eingestuft. 

Ein Kostenrisiko liegt in der Entwicklung der Strom- 
und Kraftstoffpreise. Unsicherheiten aufgrund 
politischer Spannungen in den wichtigen Öl-För-
derländern und Oligopol bedingte Wettbewerbs-
verzerrungen lassen keine gesicherte Abschätzung 
der Preisentwicklung der Strom- und Kraftstoff-
preise zu. Sollten die Preise, Steuern oder Ab-
gaben entgegen der Planungsprämissen über-
proportional steigen, würde dies die ÜSTRA mit 
zusätzlichen Belastungen treffen. Nach erfolgter 
Ausschreibung in 2016 wurde ein Stromlieferver-
trag mit der enercity AG geschlossen, welcher der 
ÜSTRA aktuell bis 2021 Planungssicherheit in Be-
zug auf den Wirkarbeitspreis für Strom verschafft. 
Für Steuern und Abgaben wurden aktuell erwar-
tete Preissteigerungen in der Planung hinterlegt, 
sodass damit das Risiko Strompreisentwicklung 
nur eine geringe Risikobedeutung hat. Im Hinblick 
auf die Kraftstoffbeschaffung kann die ÜSTRA auf-
grund einer Ausschreibung und der daraus resul-
tierenden Bestellmöglichkeit die Einkaufspreise für 
Diesel für maximal 12 Monate fixieren. Das Risiko 
bezüglich der Preisentwicklung für Kraftstoffe wird 
als mittel bewertet, wobei nach derzeitigem Kennt-
nisstand aufgrund der im Vergleich zum Oktober 
2018 (Planungsstand) gesunkenen Ölpreise ein Ri-
siko erst ab 2022 gesehen wird. 

Konstruktionsbedingte Mängel an Stadtbahnfahr-
zeugen, die Abkündigung von Ersatzteilen bzw. Sup-
port für technische Anlagen sowie kriminelle Hand-
lungen führen möglicherweise zu erheblichen 
Mehraufwendungen bei den Instandhaltungsleistun-
gen. Das Risiko wird durch ein vorsorgendes Instand-

haltungsmanagement begrenzt. Insgesamt werden 
die Risiken hieraus als gering bis mittel bewertet.

4.4 Personal

Qualifizierte und motivierte Mitarbeiter und Füh-
rungskräfte sind ein zentraler Erfolgsfaktor für 
die ÜSTRA. Risiken bestehen darin, Leistungsträ-
ger für offene Stellen im Unternehmen nicht zu fin-
den oder sie nicht halten zu können. Diesem Risiko 
wird durch intensive Aus- und Weiterbildungspro-
gramme, frühzeitige Nachfolgeplanung, Gesund-
heitsmanagement und die Weiterentwicklung einer 
familienbewussten Personalpolitik entgegenge-
wirkt. Gleichzeitig soll damit eine hohe Bindung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an das Unterneh-
men und die Erhöhung der Mitarbeitermotivation 
erreicht werden. Die Risiken in diesem Risikofeld 
werden als mittel bewertet.

4.5 Informationstechnik

Der Betrieb, der Vertrieb und die sonstigen Ge-
schäftsabläufe der ÜSTRA hängen vom effizien-
ten und ununterbrochenen Betrieb der Datenverar-
beitungs- und Telekommunikationssysteme ab. Die 
wachsende Vernetzung und die Notwendigkeit einer 
permanenten Verfügbarkeit stellen immer höhere 
Anforderungen an die IT-Systeme. Risiken werden 
durch die kontinuierliche Verbesserung der IT-Sicher-
heitskonzepte und den Einsatz moderner Hard- und 
Software verringert. Verteilte Rechenzentren und ge-
spiegelte Datenbestände reduzieren das Risiko von 
Datenverlusten. Die Risiken im Risikofeld Informati-
onstechnik werden als gering bewertet.

4.6 Finanzwirtschaftlicher Bereich

Durch die finanzielle Einbindung der ÜSTRA in 
den VVG-Konzern sind finanzwirtschaftliche Risi-
ken nahezu ausgeschlossen, solange der Beherr-
schungs- und Gewinnabführungsvertrag besteht. 
Die Fortdauer des Beherrschungs- und Gewinnab-
führungsverhältnisses mit der VVG ist nicht zuletzt 
abhängig von dem Fortbestand des kommunalen 
steuerlichen Querverbundes. Dieser wurde mit dem 
Jahressteuergesetz 2009 erstmals auf eine gesetzli-
che Grundlage gestellt.
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4.7 Fazit –  
Beurteilung aus Sicht des Vorstands

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Berichts sind 
keine Risiken im Zusammenhang mit der zukünftigen 
Entwicklung erkennbar, die den Fortbestand einzel-
ner Betriebsbereiche oder gar des gesamten Unter-

nehmens gefährden könnten. Eine Aggregation der 
wichtigsten Einzelrisiken ist nicht angemessen, da 
ein gleichzeitiges Eintreten der Einzelrisiken unwahr-
scheinlich ist. Nach der Überprüfung der derzeitigen 
Risikosituation kommt der Vorstand zu dem Ergeb-
nis, dass die ÜSTRA ausreichend versichert ist und 
genügend bilanzielle Vorsorge getroffen hat.

5.1  Erklärung des Vorstands und des 
Aufsichtsrats zu den Empfehlungen 
der Regierungskommission Corporate 
Governance Kodex

Vorstand und Aufsichtsrat der ÜSTRA Hannover-
sche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft erklären 
gemäß § 161 AktG, dass den Empfehlungen der „Re-
gierungskommission Deutscher Corporate Gover-
nance Kodex“ nicht entsprochen wurde und auch 
künftig nicht entsprochen wird.

Diese generelle Abweichung begründet sich durch 
die besondere Aktionärsstruktur der Gesellschaft 
(98,38  % der Aktien liegen bei der Versorgungs- 
und Verkehrsgesellschaft Hannover GmbH und da-
mit mittelbar in kommunaler Hand) und den damit 
verbundenen geringen Streubesitz sowie durch den 
Umstand, dass die Geschäftstätigkeit der Gesell-
schaft ausschließlich einen regionalen Bezug hat. 
Vorstand und Aufsichtsrat der Gesellschaft sind 
vor diesem Hintergrund der Auffassung, dass eine 
gute und verantwortungsvolle Unternehmensfüh-
rung bereits durch die gesetzlichen Bestimmungen, 
insbesondere durch das deutsche Aktiengesetz, si-
chergestellt ist und damit eine Implementierung 
der Kodex-Empfehlungen bei der Gesellschaft nicht 
erforderlich ist.

5.2 Angaben zu  
Unternehmensführungspraktiken

Die ÜSTRA wendet eine Reihe von Unternehmens-
führungspraktiken an, mit denen verschiedene 
Zielstellungen verbunden sind:

• Die ÜSTRA hat die UITP-Charta für Nachhaltige 
Entwicklung unterzeichnet und sich damit zum 
nachhaltigen Handeln verpflichtet. Der Geschäfts-
bericht für 2018 beinhaltet einen Bericht zu den 
Aktivitäten des Unternehmens zur Verbesserung 
der Nachhaltigkeit.

• Die ÜSTRA arbeitet kontinuierlich und systema-
tisch daran, ihre fünf strategischen Handlungsfel-
der für eine zukunftsorientierte nachhaltige Ent-
wicklung des Unternehmens und zur Schärfung 
des Unternehmensprofils im ÖPNV in der Region 
Hannover weiter zu entwickeln. Die ÜSTRA positi-
oniert sich als nachhaltig wirtschaftendes Unter-
nehmen, kundenorientierte Dienstleisterin, attrak-
tive Arbeitgeberin, innovatives Unternehmen und 
Kompetenzträgerin Nahverkehr.

•  Der ÖDA sieht vor, die Wirtschaftlichkeit der er-
brachten Leistungen regelmäßig im Rahmen ei-
nes Benchmarks zu überprüfen und marktfähige 
Kostenstrukturen zu realisieren. Darüber hinaus 
nimmt die ÜSTRA auf freiwilliger Basis jährlich an 
einem Städtevergleich teil, welcher durch den Ver-
ein für den zwischenbetrieblichen Vergleich der 
öffentlichen Verkehrsunternehmen (ZBV) angebo-
ten wird. Auch der für die Instandhaltung der In-
frastruktur erforderliche Marktvergleich ist Be-
standteil dieser Vergleiche. Die ÜSTRA hat in 2018 
ihre Mitgliedschaft im ZBV wieder aufgenommen, 
da die Teilnahme an den transparenten Unterneh-
mensvergleichen einen direkten Erfahrungsaus-
tausch ermöglicht sowie das gegenseitige Lernen 
und die Optimierung der betrieblichen Abläufe ge-
fördert werden.

•  Durch die Unternehmensführung nach dem Ma-
nagementprinzip Management by Objectives (MbO) 

5. Erklärung zur Unternehmensführung
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erfolgt eine zielorientierte sowie bereichs- und hi-
erarchieübergreifend abgestimmte Steuerung des 
Unternehmens. Sie gewährleistet die Konzentra-
tion auf Prioritäten und erhöht die Verbindlichkeit 
getroffener Zielvereinbarungen. Zudem wird da-
durch Transparenz über die Unternehmens-, Be-
reichs- und Gruppenziele geschaffen. Gleichzeitig 
wird das ergebnisorientierte Arbeiten gefördert. 
Das Zielvereinbarungssystem soll eine enge Ver-
zahnung mit den strategischen Handlungsfeldern 
der ÜSTRA sicherstellen sowie die Einhaltung der 
im ÖDA definierten Zielgrößen gewährleisten.

•  Mit dem praktizierten Co-Management wird die 
frühzeitige und aktive Einbeziehung des Betriebs-
rats in alle wichtigen unternehmensbezogenen 
Entscheidungen angestrebt, um Akzeptanz bei 
strategischen Fragen und Veränderungsnotwen-
digkeiten zu erhalten. 

•  Mit der Teilnahme am Audit „berufundfamilie“ wer-
den die Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie 
der Ausbau und die Weiterentwicklung einer famili-
enbewussten Personalpolitik gefördert. Gleichzeitig 
wird eine hohe Bindung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an das Unternehmen erreicht.

•  Mit dem bei der ÜSTRA praktizierten Gesund-
heitsmanagement soll die Erhöhung des Gesund-
heitsstands und die Reduzierung von Abwesen-
heitszeiten erreicht werden. Zudem werden die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen und des 
Arbeitsklimas sowie die Erhöhung der Mitarbeiter-
motivation angestrebt. Ziel ist auch die Überwin-
dung bzw. Vorbeugung von Arbeitsunfähigkeit.

•  Die ÜSTRA setzt das regelmäßige, strukturierte 
Mitarbeitergespräch als formalisiertes Führungs-
instrument zur wechselseitigen Rückmeldung ein; 
damit soll die Zusammenarbeit und Arbeitsatmo-
sphäre verbessert und weiterentwickelt werden, 
um den gemeinsamen Erfolg zu sichern.

•  2018 wurde mit dem „Kulturbarometer“ zum vier-
ten Mal eine unternehmensweite Befragung zur 
Bewertung der Zusammenarbeit von Führungs-
kräften und zugeordneten Teams auf der Grund-
lage festgelegter Kulturwerte durchgeführt. Das 
Verfahren umfasst auch die Hinterlegung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Zusammenar-
beit und deren konsequente Umsetzungsverfol-
gung. Die Befragung wird jährlich wiederholt.

•  Im Rahmen der Stärkung der Attraktivität als Ar-
beitgeber (Employer Branding) hat die ÜSTRA 
in 2017 das Zertifikat des Landes Niedersach-
sen „Demografiefest. Sozialpartnerschaftlicher 
Betrieb“ für weitere zwei Jahre erhalten. In 2018 

wurde an der Umsetzung der vereinbarten Maß-
nahmen mit dem Ziel gearbeitet, für den demogra-
fischen Wandel gerüstet zu sein.

•  Die ÜSTRA hat ein Qualitäts-, Umwelt-, Arbeits-
schutz- und Energiemanagementsystem einge-
führt und ist nach den Standards DIN EN ISO 9001, 
DIN EN 13816, DIN EN 15838, DIN EN ISO 14001, 
DIN EN ISO 50001 und NFL/ILO-OSH 2001 zertifi-
ziert. Im Rahmen dieser Zertifizierungen wird das 
integrierte Managementsystem regelmäßig durch 
unabhängige Zertifizierer überprüft. Ziele die-
ses Systems sind die Gesunderhaltung der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, die Steigerung der 
Kundenzufriedenheit, die Optimierung interner 
Prozesse und Abläufe sowie des Beschwerdema-
nagements, die Verbesserung der Energieeffizienz 
bei Fahrzeugen und Infrastruktur sowie die Redu-
zierung von Emissionen, umweltrelevanten und 
gefährlichen Arbeits- und Abfallstoffen und des 
Wasserverbrauchs. 

Informationen über das Audit „berufundfamilie“ 
und das Qualitäts-, Umwelt- und Arbeitsschutz-
management sowie der Nachhaltigkeitsbericht der 
ÜSTRA sind auf der Internetseite uestra.de/unter-
nehmen zu finden.

5.3 Arbeitsweise von Vorstand und 
Aufsichtsrat und Zusammensetzung 
und Arbeitsweise der Aufsichtsrat s-
ausschüsse

Der Vorstand der ÜSTRA besteht laut Satzung aus 
zwei oder mehreren Personen, darunter einem Ar-
beitsdirektor. Die Anzahl der Vorstandsmitglieder 
wird von der Hauptversammlung festgelegt. Der 
Aufsichtsrat kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsit-
zenden des Vorstands bestellen. Der Vorstand gibt 
sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung 
des Aufsichtsrats bedarf. 

Der Vorstand der ÜSTRA bestand im Geschäfts-
jahr  2018 und besteht auch gegenwärtig noch aus 
zwei Mitgliedern. Im operativen Geschäft verant-
wortet der Vorstandsvorsitzende Herr Dr. Volkhardt 
Klöppner die Informations- und Kommunikations-
technologie, die kaufmännische Leitung und das Mar-
keting. Das Vorstandsmitglied Frau Denise Hain hat 
die Funktion der Arbeitsdirektorin inne und ist gleich-
zeitig zuständig für den Betrieb der Fahrzeuge, wie 
Stadtbahnen und Busse, die Betriebsanlagen und für 
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den gesamten Personalbereich. Dem Vorstand sind 
insgesamt sieben Unternehmensbereiche und sie-
ben Stabsbereiche zugeordnet. Der Vorstand stellt 
die unternehmensinterne Kommunikation in wö-
chentlichen Vorstandssitzungen sowie zweiwöchent-
lichen Sitzungen mit den Unternehmensbereichs- 
und Stabsbereichsleitungen sicher. 

Die ordentliche Hauptversammlung vom 16. August 
2018 hat beschlossen, die Anzahl der Vorstands-
mitglieder von zwei auf drei Personen zu erhöhen. 
Mit Beschluss vom 14. Dezember 2018 hat der Auf-
sichtsrat der ÜSTRA Frau Dipl.-Ing. Elke Maria van 
Zadel mit Wirkung ab dem 1. Juli 2019 zum weiteren 
Mitglied des Vorstandes der ÜSTRA bestellt. Im Rah-
men einer Organisationsplananpassung wird sie zu-
künftig das Ressort „Technik, IT und Infrastruktur“ 
verantworten.

Der Aufsichtsrat besteht nach den Vorschriften des 
Mitbestimmungsgesetzes (MitbestG) aus 20  Mit-
gliedern, davon je zehn Vertreter der Anteilseigner 
und der Arbeitnehmer. Der Aufsichtsrat wählt ge-
mäß Mitbestimmungsgesetz aus seiner Mitte ei-
nen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vor-
sitzenden und bestellt gemäß § 27 Abs. 3 MitbestG 
und § 9 Abs. 2 der Satzung der ÜSTRA den aus vier 
Mitgliedern bestehenden Ausschuss „zur Wahrneh-
mung der in § 31 Abs. 3 Satz 1 MitbestG bezeichne-
ten Aufgabe“ (sog. Vermittlungsausschuss). Im Ge-
schäftsjahr 2018 führten Herr Ulf-Birger Franz den 
Vorsitz und Herr Christian Bickel den stellvertreten-
den Vorsitz im Aufsichtsrat. Die Funktion des un-
abhängigen Finanzexperten im Aufsichtsrat gemäß 
§ 100 Abs. 5 AktG hat im Geschäftsjahr 2018 Herr 
Eberhard Wicke wahrgenommen. 

Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
Der Aufsichtsrat hat darin vier Ausschüsse gebildet 
und ihre Zuständigkeiten festgelegt: Präsidialaus-
schuss (sechs Mitglieder), Finanz- und Prüfungsaus-
schuss (zugleich Prüfungsausschuss im Sinne von 
§ 107 Abs. 3 Satz 2 AktG; acht Mitglieder), Verkehrs- 
und Bauausschuss (acht Mitglieder) sowie Beteili-
gungsausschuss (zwölf Mitglieder). Alle Ausschüsse 
sind jeweils paritätisch mit Anteilseigner- und Arbeit-
nehmervertretern besetzt. 

Außerdem hat der Aufsichtsrat in seiner Geschäfts-
ordnung die Möglichkeit geschaffen, aus seiner Mitte 
für jedes Mitglied eines dieser Aufsichtsratsaus-
schüsse hinsichtlich dessen Mitgliedschaft in diesem 

Ausschuss einen persönlichen Stellvertreter zu be-
stellen; Mehrfachvertretung und eine gleichzeitige 
eigene Ausschussmitgliedschaft des persönlichen 
Stellvertreters sind zulässig; ein persönlicher Stellver-
treter ist jedoch nur dann teilnahme- und stimmbe-
rechtigt, wenn das Ausschussmitglied nicht selbst an 
der Sitzung des betreffenden Ausschusses teilnimmt.

Die Beschlussanträge werden den Mitgliedern des 
Aufsichtsrats zwei Wochen vor der Sitzung schrift-
lich mitgeteilt. Hierzu werden die Sachverhalte in 
ausführlichen schriftlichen Unterlagen erläutert. 
In Vorgesprächen sowie in den Sitzungen der Aus-
schüsse und des Aufsichtsrats steht der Vorstand 
für die Erläuterung von Details und zur Klärung 
von Fragen zur Verfügung. Von der Möglichkeit, Be-
schlüsse außerhalb von Sitzungen, z.B. im schrift-
lichen Verfahren zu fassen, wird verhältnismäßig 
selten und nur in Fällen Gebrauch gemacht, die be-
sonders eilbedürftig sind. 

Zwischen dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats und 
dem Vorstand finden regelmäßig Treffen zur Erör-
terung von aktuellen Fragen statt. Außerhalb dieser 
Treffen informiert der Vorstand den Aufsichtsrats-
vorsitzenden mündlich oder schriftlich über aktuelle 
Entwicklungen.
Der Aufsichtsrat berichtet der Hauptversammlung 
jährlich über seine Arbeit.

5.4 Angaben zur Geschlechterquote im 
Aufsichtsrat und zu den Zielgrößen für 
den Frauenanteil im Vorstand und in 
den beiden Führungsebenen unterhalb 
des Vorstands

Die ÜSTRA hat sich zum Ziel gesetzt, den Frauenan-
teil im Unternehmen zu erhöhen. Für das gesamte 
Unternehmen wird ein Frauenanteil von 22  % bis 
2022 angestrebt. Zum 31.  Dezember  2018 betrug 
der Frauenanteil insgesamt 21,1 % (Vorjahr: 20,3 %).

Für den Frauenanteil in den beiden Führungsebe-
nen unter dem Vorstand hat der Vorstand eine Ziel-
größe von 14,3  % für den ersten Umsetzungszeit-
raum beschlossen. Dieser Zielwert entsprach dem 
Ist-Stand zum Zeitpunkt der Beschlussfassung. Zum 
31.  Dezember  2018 betrug der Frauenanteil für 
diese Ebenen 16,2 % (Vorjahr: 15,4 %).
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Für den Aufsichtsrat gilt die Regelung des §  96 
Abs.  2  AktG. Danach muss sich der Aufsichtsrat 
zu mindestens 30  % aus Frauen und zu mindes-
tens 30 % aus Männern zusammensetzen. Seit dem 
10. August 2017 gehören sowohl drei Frauen auf die 
Seite der Arbeitnehmervertreter, als auch auf der 
Seite der Anteilseignervertreter zum Gremium. Das 
Mindestanteilsgebot ist damit eingehalten.

Für den Frauenanteil im Vorstand hat der Auf-
sichtsrat eine Zielgröße von 30  % bis zum 31.  De-
zember 2023 beschlossen. Seit der Bestellung von 
Frau Denise Hain und Herrn Dr. Volkhardt Klöppner 
am 8. Dezember 2017 beträgt der Frauenanteil im 
Vorstand 50 %. Die festgelegte Zielgröße ist damit 
übererfüllt.

5.5  Gesonderter nichtfinanzieller 
Konzernbericht gemäß CSR-Richtlinie-
Umsetzungsgesetz

Die ÜSTRA ist von der Pflicht zur Aufnahme einer 
nichtfinanziellen Erklärung in ihren Lage- bzw. Kon-
zernlagebericht befreit, da sie unter Anwendung 
der entsprechenden Befreiungsvorschriften ei-
nen gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht 
erstellt, der zusammen mit dem Einzel- und Kon-
zernlagebericht im Bundesanzeiger veröffentlicht 
wird. Zudem wird dieser Bericht unter uestra.de/
Unternehmen/Nachhaltigkeit/uebersicht/ auf der 
Internetseite der ÜSTRA zur Verfügung gestellt.

5.6 Angaben zur Diversität in Vorstand 
und Aufsichtsrat

Die ÜSTRA ist nach den gesetzlichen Bestim-
mungen verpflichtet, in die Erklärung zur Un-
ternehmensführung eine Beschreibung des 
Diversitätskonzepts, das im Hinblick auf die Zu-
sammensetzung von Vorstand und Aufsichtsrat 
in Bezug auf Aspekte wie bspw. Alter, Geschlecht, 
Bildungs- oder Berufshintergrund verfolgt wird, so-
wie der Ziele dieses Diversitätskonzepts, der Art 
und Weise seiner Umsetzung und der im Berichts-
jahr erreichten Ergebnisse aufzunehmen. Falls kein 
oder noch kein Diversitätskonzept verfolgt wird, ist 
dies zu erläutern. Die ÜSTRA verfolgt derzeit kein 
Diversitätskonzept für die zukünftige Zusammen-
setzung des Vorstands und Aufsichtsrats. Die ÜS-
TRA ist der Ansicht, dass bestimmte Kriterien wie 
Alter oder ein bestimmter Bildungs- und Berufs-
hintergrund zu keiner substantiellen Verbesse-
rung der Zusammensetzung des Vorstands und 
Aufsichtsrats und deren Tätigkeit führen. Für den 
Frauenanteil im Vorstand und den beiden nachge-
ordneten Führungsebenen hat die ÜSTRA bereits 
Zielgrößen festgelegt. Für die Geschlechterquote 
im Aufsichtsrat gelten bereits die gesetzlichen Min-
destquoten. Für die Festlegung darüber hinausge-
hender Diversitätsanforderungen sieht die ÜSTRA 
derzeit keine Notwendigkeit.
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6.1 Vergütungsbericht

Das Vergütungssystem des Vorstands der ÜSTRA 
hat feste und erfolgsabhängige Bestandteile. Die 
Höhe der erfolgsabhängigen Komponente ist ab-
hängig vom Zielerreichungsgrad der jeweiligen Ziel-
vereinbarungsbestandteile; diese setzen sich aus 
Zielen zur Unternehmensstrategie, finanziellen Zie-
len, Prozesszielen, Führungs- und Personalzielen 
sowie Kundenzielen zusammen. Vergütungskom-
ponenten mit langjähriger Anreizwirkung (z.B. Be-
zugsrechte oder aktienbasierte Vergütungen) und 
Zusagen für den Fall der Beendigung der Tätigkeit 
werden dem Vorstand nicht gewährt.

Die Vergütung des Aufsichtsrats ist in § 13 der Sat-
zung der ÜSTRA geregelt. Hiernach erhalten die 
Mitglieder des Aufsichtsrats neben dem Ersatz ih-
rer baren Auslagen eine von der Hauptversamm-
lung festzusetzende Vergütung.

6.2 Übernahmerechtliche Angaben 
nach § 289 Abs. 4 HGB

Das gezeichnete Kapital von 67.490.528,32 € ist ein-
geteilt in 26.400.000 auf den Inhaber lautende Stück-
aktien, die jeweils die gleichen Rechte, insbesondere 
gleichen Stimmrechte, gewähren. Unterschiedliche 
Aktiengattungen bestehen nicht.

Dem Vorstand sind keine Beschränkungen bekannt, 
welche die Stimmrechte oder die Übertragung von 
Aktien der Gesellschaft betreffen.

Die VVG hat mitgeteilt, dass ihr seit dem 1.  Januar 
2002 98,38  % der Stimmrechte an der ÜSTRA un-
mittelbar und 0,01 % durch ihr Tochterunternehmen 
enercity AG (firmiert seit März 2018 als enercity AG) 
zustehen. Gleichfalls hat die Landeshauptstadt Han-
nover Mitteilung gemacht, dass sie seit dem 1.  Ja-
nuar  1995 aufgrund der Zurechnung der von der 
Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft Hannover 
mbH gehaltenen Stimmrechte gemäß §  22 Abs.  1 
Nr. 2 WpHG über 98,38 % Stimmrechte an der ÜSTRA 
verfügt. Die übrigen Aktien der ÜSTRA befinden sich 
nach Kenntnis des Vorstands im Streubesitz.

Es bestehen keine Aktien mit Sonderrechten, die 
Kontrollbefugnisse verleihen.

Es ist dem Vorstand nicht bekannt, dass Arbeitneh-
mer am Kapital der Gesellschaft beteiligt sind, wel-
che ihre Kontrollrechte nicht unmittelbar ausüben.

Der Vorstand der ÜSTRA besteht gemäß § 5 der Sat-
zung aus zwei oder mehreren Personen, darunter ei-
nem Arbeitsdirektor. Die Zahl der Vorstandsmitglie-
der wird nach der Satzung der Gesellschaft von der 
Hauptversammlung bestimmt. Die ordentliche Haupt-
versammlung vom 16. August 2018 hat beschlossen, 
die Anzahl der Vorstandsmitglieder von zwei auf drei 
Personen zu erhöhen. Die Ernennung und Abberu-
fung der Mitglieder des Vorstands erfolgt gemäß den 
gesetzlichen Bestimmungen der §§ 84 und 85 AktG 
(Bestellung und Abberufung des Vorstands). Mit Aus-
nahme einer gerichtlichen Ersatzbestellung ist für die 
Bestellung und Abberufung von Vorstandsmitglie-
dern allein der Aufsichtsrat zuständig. Er bestellt Vor-
standsmitglieder auf höchstens fünf Jahre. Eine wie-
derholte Bestellung oder Verlängerung der Amtszeit, 
jeweils für höchstens fünf Jahre, ist zulässig. Der Auf-
sichtsrat kann dabei ein Vorstandsmitglied zum Vor-
sitzenden des Vorstands bestellen.

Änderungen der Satzung erfolgen gemäß den ge-
setzlichen Bestimmungen des § 179 AktG. Jede Sat-
zungsänderung bedarf hiernach neben der einfa-
chen Mehrheit der abgegebenen Stimmen nach 
§  133  AktG eines Beschlusses der Hauptversamm-
lung mit einer Mehrheit, die mindestens Dreiviertel 
des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundka-
pitals umfasst. Satzungsänderungen werden mit der 
Eintragung ins Handelsregister wirksam.

Der Vorstand ist nicht ermächtigt, neue Aktien der 
ÜSTRA – bspw. im Wege der Ausnutzung eines be-
dingten oder genehmigten Kapitals – auszugeben. 
Eine Ermächtigung des Vorstands durch die Haupt-
versammlung zum Erwerb eigener Aktien besteht 
ebenfalls nicht.

Es bestehen keine wesentlichen Vereinbarungen der 
Gesellschaft, die unter der Bedingung eines Kontroll-
wechsels in Folge eines Übernahmeangebots ste-
hen.

Es bestehen keine Entschädigungsvereinbarungen 
der Gesellschaft, die für den Fall eines Übernahme-
angebots mit den Mitgliedern des Vorstands oder 
mit Arbeitnehmern getroffen sind.

6. Sonstige Berichte
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6.3  Bericht zur Gleichstellung und  
Entgeltgleichheit (Entgeltbericht)

Am 6.  Juli  2017 ist das Entgelttransparenzgesetz in 
Kraft getreten. Arbeitgeber, die nach §§ 264, 289 HGB 
berichtspflichtig sind, müssen erstmals mit dem Jah-
resabschluss 2017 einen Bericht zur Gleichstellung 
und Entgeltgleichheit nach § 21 Entgelttransparenz-
gesetz (Entgeltbericht) erstellen. Der Bericht ent-
hält Angaben über Maßnahmen zur Förderung der 
Gleichstellung von Frauen und Männern und deren 
Wirkungen, Maßnahmen zur Herstellung von Ent-
geltgleichheit für Frauen und Männer und geschlech-
terspezifische Angaben zu der durchschnittlichen 

Gesamtzahl der Beschäftigten sowie zu der durch-
schnittlichen Zahl der Vollzeit- und Teilzeitbeschäftig-
ten. Der Bericht ist für Zwecke der Veröffentlichung 
als Anlage dem Lagebericht beizufügen, ohne aber 
formeller Bestandteil des Lageberichts zu werden, 
und alle fünf Jahre erneut abzugeben. Der Berichts-
zeitraum des ersten Berichts umfasst entsprechend 
den gesetzlichen Vorgaben nur das Kalenderjahr 
2016. Die ÜSTRA hat den Entgeltbericht für das Ka-
lenderjahr 2016 zum Zwecke der Veröffentlichung als 
Anlage zum Lagebericht des Jahresabschlusses 2017 
am 19. Juni 2018 im Bundesanzeiger veröffentlicht.

7. Prognosebericht

Der ÖDA bildet den Rahmen für die zukünftige wei-
tere Entwicklung der Gesellschaft und bestimmt 
das unternehmerische Handeln. Er bedeutet für die 
Dauer seiner Laufzeit sowohl für den Auftraggeber 
als auch für die Kunden garantierte Leistungen in der 
gewohnt guten Qualität. Allerdings ist die ÜSTRA bei 
der Weiterentwicklung des Verkehrsangebots und 
bei der wirtschaftlichen Entwicklung, insbesondere 
die Ergebnisentwicklung, stark abhängig von den Be-
schlüssen der Region Hannover, die gemäß ÖDA oft-
mals notwendig sind.

Den Auswirkungen der Reduzierung staatlicher Aus-
gleichsleistungen soll mittelfristig durch eine ver-
stärkte Nutzerfinanzierung begegnet werden. Vor-
aussetzung hierfür ist, dass überdurchschnittliche 
Steigerungsraten bei den Fahrgasteinnahmen reali-
siert werden können. Derzeit ist allerdings festzustel-
len, dass die Erlössteigerungen künftig nicht ausrei-
chen, um die Kostensteigerungen zu kompensieren, 
sodass der Verlust der ÜSTRA weiter ansteigen wird. 

Die Finanzierung der gemeinwirtschaftlichen Leis-
tungen, mit denen die ÜSTRA per ÖDA betraut 
wurde, erfolgt über den Verlustausgleich gemäß 
dem zwischen der Versorgungs- und Verkehrsge-
sellschaft Hannover mbH (VVG) und der ÜSTRA be-
stehenden Beherrschungs- und Gewinnabführungs-
vertrag. Bedingt dadurch weist die ÜSTRA folglich 

rechnerisch negative Ergebnisse aus. In der Planung 
für das Geschäftsjahr 2019 geht die ÜSTRA von ei-
nem Jahresfehlbetrag von 39,7 Mio. € aus, der über 
den bestehenden Beherrschungs- und Gewinnab-
führungsvertrag von der Muttergesellschaft der ÜS-
TRA, der VVG, übernommen wird. 

Bei der Entwicklung der Tarifeinnahmen für das 
Jahr 2019 wird damit gerechnet, dass die zum 1.  Ja-
nuar  2019 im GVH vorgenommene Tarifanpassung 
von durchschnittlich 2,25  % vollumfänglich auf die 
ÜSTRA durchschlägt. Daneben plant die ÜSTRA mit 
einer Steigerung der Fahrgastzahlen um 1 %. Damit 
ergibt sich für das Jahr 2019 eine Planung der Tari-
feinnahmen in Höhe von 175,7 Mio. €.

Insgesamt sind für 2019 Umsatzerlöse in Höhe von 
217,2  Mio.  € geplant, die im Wesentlichen die Um-
satzerlöse Verkehr (Tarifeinnahmen und Ausgleich 
für die unentgeltliche Beförderung schwerbehinder-
ter Menschen im ÖPNV) und Erträge für Leistungen 
aus dem Instandhaltungsvertrag mit der infra bein-
halten.

Für 2019 wurde mit der Region Hannover als Aufga-
benträger für die Gesamtzufriedenheit der Kunden 
ein Zielwert von 2,45 vereinbart.
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Für das Jahr 2019 sind Investitionen in Höhe von 
111,7 Mio. € geplant, nach Abzug des Zuschussanteils 
beträgt der Eigenanteil 67 Mio. €. Schwerpunkt der 
Investitionstätigkeit der nächsten Jahre ist die Erneu-
erung der Fahrzeugflotte sowie der weitere Ausbau 
der Ladeinfrastruktur für die Umstellung der Bus-
flotte auf Elektroantrieb.

Die Finanzierung der gemeinwirtschaftlichen Leis-
tungen über den Verlustausgleich gemäß dem zwi-
schen der VVG und der ÜSTRA bestehenden Beherr-
schungs- und Gewinnabführungsvertrag führt dazu, 
dass die ÜSTRA nicht einen ausreichenden Cashflow 
erwirtschaften kann, um den hohen Investitionsbe-
darf der Zukunft aus eigenen Mitteln zu finanzieren. 
Aus diesem Grund ist auch in den nächsten Jahren 
die Aufnahme von Krediten zur Finanzierung von In-
vestitionen geplant. Im Jahr 2019 soll ein Kredit in 
Höhe von 33,5 Mio. € aufgenommen werden. 

Hannover, 7. März 2019

ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe 
Aktiengesellschaft
Der Vorstand



28 ÜSTRA Jahresabschluss 2018 · Bilanz

Aktiva

€ € €
Vorjahr 

Tsd. €

A. Anlagevermögen

 I.  Immaterielle  
Vermögensgegenstände

4.102.721,16 4.724

 II. Sachanlagen 399.800.039,83 335.022

 III. Finanzanlagen 5.423.812,28 6.763

409.326.573,27 346.509

B. Umlaufvermögen

 I. Vorräte

  1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 9.796.424,83 10.778

 II.  Forderungen und sonstige  
Vermögensgegenstände

  1.  Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen

9.987.477,51 8.979

  2.  Forderungen gegen  
verbundene Unternehmen

10.182.507,53 24.302

  3.  Forderungen gegen  
Unternehmen, mit denen ein 
Beteiligungsverhältnis besteht

662.274,86 285

  4.  sonstige  
Vermögensgegenstände

9.508.718,40 12.386

30.340.978,30 45.952

 III.  Kassenbestand,  
Guthaben bei Kreditinstituten

59.095.555,51 46.546

99.232.958,64 103.276

C. Rechnungsabgrenzungsposten 99.012,22 0

99.012,22 0

508.658.544,13 449.785

Bilanz zum 31. Dezember 2018
ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft, Hannover
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Passiva

€ €
Vorjahr 

Tsd. €

A. Eigenkapital

 I.  Gezeichnetes Kapital 67.490.528,32 67.490

 II. Kapitalrücklage 66.742.955,56 66.743

134.233.483,88 134.233

B. Sonderposten für Zuschüsse und Zulagen 122.429.792,76 81.160

C. Rückstellungen

 1.  Rückstellungen für Pensionen und ähnliche 
 Verpflichtungen

104.449.722,10 92.089

 2. sonstige Rückstellungen 24.083.236,44 22068

128.532.958,54 114.157

D. Verbindlichkeiten

 1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 42.154.500,00 30.110

 2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 16.482.183,01 28.240

 3.  Verbindlichkeiten gegenüber  
verbundenen Unternehmen 

15.584.391,15 11.258

 4.  Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

295.054,08 105

 5.  sonstige Verbindlichkeiten 
davon aus Steuern: 991.063,81 € (Vj.: 942.349,81 €) 
davon i.R.d.soz.Sicherh.: 812.449,56 € (Vj.: 829.816,39 €)

46.390.643,50 47.875

  120.906.771,74 117.588

E. Rechnungsabgrenzungsposten 2.555.537,21 2.647

508.658.544,13 449.785
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Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit  
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018

ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft, Hannover

€ €
Vorjahr 

Tsd. €

1. Umsatzerlöse 214.264.189,72 211.987

2. andere aktivierte Eigenleistungen 97.586,78 53

3. sonstige betriebliche Erträge 9.610.992,83 5.671 

Gesamtleistung 223.972.769,33 217.711 

4. Materialaufwand

 a)   Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und  
Betriebsstoffe und für bezogene Waren

24.888.879,73 25.340

 b)  Aufwendungen für bezogene Leistungen 40.976.490,06 36.920

65.865.369,79 62.260

Rohergebnis 158.107.399,54 155.451

5. Personalaufwand

 a)  Löhne und Gehälter 91.891.659,93 88.023

 b)  soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersver-
sorgung und für Unterstützung, davon für Altersver-
sorgung 21.901.753,25 € (Vj.: 22.845.108,15 €)

40.431.134,06 40.580

132.322.793,99 128.603

6.  Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegen-
stände des Anlagevermögens und Sachanlagen

24.897.363,69 21.961

7. sonstige betriebliche Aufwendungen 27.296.305,76 39.467

Betriebsergebnis –26.409.063,90 –34.580

8. Erträge aus Beteiligungen 500.114,00 3.037

9.  Erträge aus Gewinnabführungsverträgen 1.214.127,28 1.573
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€ €
Vorjahr 

Tsd. €

10.  Erträge aus anderen  Wertpapieren und Ausleihungen 
des Finanz anlagevermögens, davon aus verbundenen 
Unternehmen 9.843,58 € (Vj.: 118.614,88 €)

20.594,62 143

11.  sonstige Zinsen und ähnliche Erträge, davon  
aus verbundenen Unternehmen 839,81 €  
(Vj.: 610,17 €)

1.004.015,42 10

2.738.851,32 4.763

12.  Zinsen und ähnliche  
Aufwendungen

2.073.972,13 1.737

–25.744.184,71 –31.554

13.  Steuern vom Einkommen und  
vom Ertrag

1.295,52 1

14. Ergebnis nach Steuern –25.745.480,23 –31.555

15. sonstige Steuern 145.960,82 129

16. Erträge aus Verlustübernahme 25.891.441,05 31.684

17.  Jahresüberschuss 0,00 0
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I. Allgemeine Angaben

Anhang für das Geschäftsjahr 2018

Für die Aufstellung des Jahresabschlusses waren im 
Wesentlichen unverändert die nachfolgenden Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden maßgebend.

Die immateriellen Vermögensgegenstände und die 
Sachanlagen sind mit den Anschaffungskosten ab-
züglich gewährter Skonti und Rabatte bewertet. 
Vermögensgegenstände, deren Nutzung zeitlich 
begrenzt ist, werden um planmäßige Abschreibun-
gen gemindert. Bis zum Geschäftsjahr 2013 wur-
den Investitionszuschüsse offen von den Anschaf-
fungskosten abgesetzt. Ab dem Geschäftsjahr 2014 
erfolgt der Ausweis der erhaltenen Investitionszu-
schüsse in einem Sonderposten für Zuschüsse und 
Zulagen. Entsprechend der Nutzungsdauer des be-
zuschussten Investitionsgutes wird dieser laufzeitad-
äquat aufgelöst.

Die planmäßigen Abschreibungen werden linear ent-
sprechend der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer 
vorgenommen. Zu deren Ermittlung werden die steu-
erlichen Abschreibungstabellen herangezogen, so-

weit die dort genannten Nutzungsdauern innerhalb 
der Bandbreite der handelsrechtlich zulässigen Nut-
zungsdauern liegen. Bei voraussichtlich dauerhaf-
ten Wertminderungen werden außerplanmäßige 
Abschreibungen vorgenommen. Seit dem 1.  Januar 
2008 werden bewegliche Wirtschaftsgüter, deren An-
schaffungskosten mehr als 150 € bzw. seit dem 1. Ja-
nuar 2018 mehr als 250 € und bis zu 1.000 € betragen, 
aufgrund untergeordneter Bedeutung als Sammel-
posten aktiviert und über 5 Jahre abgeschrieben.

Anteile an verbundenen Unternehmen und Beteili-
gungen sind grundsätzlich mit den Anschaffungskos-
ten und Ausleihungen mit dem Rückzahlungsbetrag 
angesetzt. Bei voraussichtlich dauerhaften Wert-
minderungen sind außerplanmäßige Abschreibun-
gen auf den niedrigeren beizulegenden Wert berück-
sichtigt worden. Sofern Gründe für eine dauerhafte 
Wertminderung entfallen, erfolgt eine Zuschreibung, 
jedoch höchstens in Höhe der ursprünglichen An-
schaffungskosten. Wertpapiere des Anlagevermö-
gens sind mit dem Nennwert angesetzt.

II. Erläuterungen zu den Posten von Bilanz  
und Gewinn- und Verlustrechnung
1. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Der Jahresabschluss 2018 wurde nach den Rech-
nungslegungsvorschriften des Handelsgesetz-
buches (HGB) erstellt. Ergänzend dazu waren die 
Bestimmungen des Aktiengesetzes und des Wert-
papierhandelsgesetzes zu beachten. 

In der Bilanz sind einzelne Posten zur Verbesserung 
der Klarheit der Darstellung zusammengefasst. 
Diese Posten werden nachstehend im Anhang ge-
sondert ausgewiesen. Aus dem gleichen Grunde 
wurden die Angaben zur Mitzugehörigkeit zu ande-
ren Posten und Davon-Vermerke teilweise an dieser 
Stelle gemacht. Die Gewinn- und Verlustrechnung 
ist nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt. 

Zum besseren Verständnis wurde das Gliederungs-
schema nach § 275 Abs. 2 HGB um Zwischenzeilen 
ergänzt.

Um den Besonderheiten des öffentlichen Personen-
nahverkehrs Rechnung zu tragen, wurde im Anlage-
spiegel der Posten Technische Anlagen und Maschi-
nen weiter untergliedert.

Die ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktien-
gesellschaft, Am Hohen Ufer 6, 30159 Hannover ist 
beim Amtsgericht Hannover unter der Handelsre-
gisternummer HRB 3791 eingetragen.
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Die unter den Vorräten ausgewiesenen Roh-, Hilfs- 
und Betriebsstoffe sind zu durchschnittlichen Ein-
standspreisen unter Beachtung des Niederst-
wertprinzips angesetzt. Selbsterstellte Hilfs- und 
Betriebsstoffe werden zu Herstellungskosten un-
ter Berücksichtigung der Fertigungseinzel- und -ge-
meinkosten, der Materialeinzel- und -gemeinkosten 
und der Verwaltungsgemeinkosten bewertet.

Forderungen, sonstige Vermögensgegenstände und 
liquide Mittel werden zu Nennwerten bilanziert. Für 
erkennbare Einzelrisiken werden Wertabschläge vor-
genommen. Das allgemeine Kreditrisiko wird durch 
eine Pauschalwertberichtigung berücksichtigt. Der 
Prozentsatz für die Pauschalwertberichtigung auf 
nicht einzelwertberichtigte Forderungen beträgt wie 
im Vorjahr 1,0 %.

Zur Erfüllung von Verpflichtungen aus Altersteilzeit-
guthaben der Mitarbeiter waren entsprechende Mit-
tel in Geldmarktfonds angelegt. Im Rahmen des in 
2011 eingeführten Wertkontenmodells bestanden 
bis Dezember 2016 Anlagen in Tagesgeld, Nullkupon-
anleihen und Investmentfonds. Um den Mitarbeitern 
weiterhin eine attraktive Kapitalanlage für das Wert-
kontenmodell anbieten zu können, ist das Fondmo-
dell per 31. Dezember 2016 auf eine 1-Kontenstra-
tegie umgestellt worden. Dafür wurden die Anlagen 
in Tagesgeld und Nullkuponanleihen liquidiert. Die 
Kapitalanlage erfolgt in einem zugelassenen Invest-
mentfond mit konservativer Anlagestrategie. Die be-
treffenden Vermögensgegenstände sind dem Zugriff 
der übrigen Gläubiger entzogen und sind als zweck-
exklusives Deckungsvermögen einzustufen. Die Be-
wertung des Deckungsvermögens erfolgt daher zum 
beizulegenden Zeitwert und es wird gemäß § 246 
Abs. 2 Satz 2 HGB mit den jeweils zu Grunde liegen-
den Verpflichtungen aus Wertkonten verrechnet. 
Entsprechend wird mit den zugehörigen Aufwendun-
gen und Erträgen aus Zinseffekten und aus dem zu 
verrechnenden Vermögen verfahren. 

Als aktive Rechnungsabgrenzungsposten werden 
Ausgaben vor dem Abschlussstichtag ausgewiesen, 
die Aufwendungen für eine bestimmte Zeit nach die-
sem Tag darstellen.

Die Bewertung der Rückstellungen für Pensionen 
und ähnliche Verpflichtungen erfolgt nach dem An-
wartschaftsbarwertverfahren unter Anwendung 
der nach internationalen Rechnungslegungsgrund-
sätzen üblichen Projected Unit Credit Methode. Für 
die Abzinsung der Pensionsverpflichtungen wird 
der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichte 
durchschnittliche Marktzins der vergangenen zehn 
Geschäftsjahre bei einer angenommenen Restlauf-
zeit von 15 Jahren zugrunde gelegt. Weiterhin sind 
ein Gehaltstrend und eine Rentendynamik berück-
sichtigt. Den versicherungsmathematischen Rück-
stellungsberechnungen liegen als Rechnungsgrund-
lagen die Richttafeln 2018 G von Prof. Dr. Klaus 
Heubeck zugrunde. Als Bewertungsendalter werden 
grundsätzlich die frühestmöglichen Altersgrenzen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung unter Berück-
sichtigung der Regelungen des RV-Altersgrenzenan-
passungsgesetzes vom 20. April 2007 herangezogen. 
Des Weiteren werden Fluktuationswahrscheinlich-
keiten verwendet.

Die Berechnung der Jubiläumsverpflichtungen er-
folgt ebenfalls nach dem Anwartschaftsbarwertver-
fahren unter Anwendung der nach internationalen 
Rechnungslegungsgrundsätzen üblichen Projected 
Unit Credit Methode. Für die Abzinsung der sonstigen 
Rückstellungen wurde der von der deutschen Bun-
desbank veröffentlichte durchschnittliche Marktzins 
der vergangenen sieben Jahre bei einer angenomme-
nen Restlaufzeit von 15 Jahren bei den Jubiläumsver-
pflichtungen zu Grunde gelegt. Den versicherungs-
mathematischen Rückstellungsberechnungen liegen 
als Rechnungsgrundlagen die Richttafeln 2018 G von 
Prof. Dr. Klaus Heubeck zugrunde.

Die anderen sonstigen Rückstellungen berücksichti-
gen alle ungewissen Verbindlichkeiten und drohende 
Verluste aus schwebenden Geschäften. Der Ansatz 
erfolgt in Höhe des nach vernünftiger kaufmänni-
scher Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrags. 
Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als 
einem Jahr werden mit den von der Deutschen Bun-
desbank veröffentlichten Abzinsungssätzen gemäß 
§ 253 Abs. 2 HGB abgezinst.
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Bei den sonstigen Rückstellungen wurde im Über-
gangszeitpunkt von dem Beibehaltungswahlrecht 
gemäß Art. 67 EGHGB Gebrauch gemacht. Diese 
werden daher unter Anwendung der für sie in der bis 
zum 28. Mai 2009 geltenden Fassung des HGB (vor 
BilMoG) geltenden Vorschriften fortgeführt.

Bei der Ermittlung der Rückstellung in Höhe von 670 
Tsd. € sind analog zum Vorjahr die Vorauszahlungen 
in Höhe von 1.802 Tsd. € (Vorjahr: 1.788 Tsd. €) für 
die Verpflichtungen aus den bestehenden vertragli-
chen Risiken gegenüber der Haftpflichtgemeinschaft 
Deutscher Nahverkehrs- und Versorgungsunterneh-
men (HDN) in Höhe von 2.472 Tsd. € passivisch abge-
grenzt worden.

Die Verbindlichkeiten werden zum Erfüllungsbetrag 
passiviert.

Als passive Rechnungsabgrenzungsposten werden 
Einnahmen vor dem Abschlussstichtag ausgewiesen, 
die Erträge für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag 
darstellen.

Umsatzerlöse aus Beförderungsleistungen werden 
realisiert, nachdem die Leistung erbracht wurde. Die 
Umsatzrealisierung von Beförderungsleistungen er-
folgt unter der Annahme, dass die Beförderungs-
leistung grundsätzlich in direktem zeitlichen Zusam-
menhang mit dem Erwerb der Fahrausweise durch 
die Kunden erbracht wird. Vor dem Bilanzstichtag 
erhaltene Einnahmen aus dem Verkauf von Zeit-
fahrausweisen, die zur Inanspruchnahme von Be-
förderungsleistungen nach dem Bilanzstichtag be-
rechtigen, werden zeitanteilig passivisch abgegrenzt. 

2. Angaben zu Posten der Bilanz 

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlage-
vermögens in 2018 ist aus dem Anlagespiegel er-
sichtlich.

Der Anteilsbesitz ist aus einer gesonderten Aufstel-
lung am Ende des Anhangs ersichtlich.

Die Vorräte betreffen vornehmlich Werkstattstoffe 
einschließlich Ersatzteile.

Die ausgewiesenen Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen haben wie im Vorjahr eine Restlauf-
zeit von unter einem Jahr.

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen 
in Höhe von 10.183  Tsd. € (Vorjahr: 24.303  Tsd.  €) 
betreffen mit 1.589  Tsd. € (Vorjahr: 3.994 Tsd. €) 
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, mit 
7.212  Tsd. € (Vorjahr: 15.044  Tsd. €) Forderungen 
aus Ergebnisübernahme und mit 1.382 Tsd. € (Vor-
jahr: 5.264 Tsd. €) Steuererstattungsansprüche. 
Sämtliche Forderungen gegen verbundene Unter-
nehmen haben eine Restlaufzeit von unter einem 
Jahr.

Die Forderungen gegen Unternehmen, mit denen 
ein Beteiligungsverhältnis besteht, resultieren wie 
im Vorjahr ausschließlich aus Lieferungen und Leis-
tungen. Sämtliche Forderungen haben eine Rest-
laufzeit von unter einem Jahr.

Sonstige Vermögensgegenstände in Höhe von 29 
Tsd. € (Vorjahr: 28 Tsd. €) haben eine Restlaufzeit 
von mehr als einem Jahr. Der Restbetrag in Höhe 
von 9.479 Tsd. € (Vorjahr: 12.358 Tsd.  €) hat eine 
Restlaufzeit von unter einem Jahr. Darin enthalten 
ist der wertmäßige Anspruch gegenüber dem Her-
stellerkonsortium des TW 3000 aus der Hersteller-
rückvergütung in Höhe von 7.433  Tsd. € (Vorjahr: 
10.903 Tsd. €). Im Geschäftsjahr 2018 sind abge-
grenzte Zinserträge in Höhe von 1.000 Tsd. € aus 
dem beendeten Vertragsmodell zur Altersteilzeit 
aus der Verzinsung der Depots, auszuweisen. 

Die Kapitalrücklage resultiert unverändert mit 
23.622 Tsd. € aus Aufgeldern aus der Ausgabe von 
Anteilen (§ 272 Abs. 2 Nr. 1 HGB) sowie mit 43.121 
Tsd. € aus anderen Zuzahlungen (§ 272 Abs. 2 Nr. 4 
HGB). 

Der Sonderposten für Zuschüsse und Zulagen in 
Höhe von 122.430 Tsd. € (Vorjahr: 81.160 Tsd. €) er-
gibt sich aus dem ab dem Geschäftsjahr 2014 geän-
derten Ausweis erhaltener Investitionszuschüsse. 
Den passivierten Zuschüssen von 132.662 Tsd. € 
steht eine ratierliche Auflösung von 10.232 Tsd. € 
gegenüber.

Die Beträge nach §  268 Abs.  8 HGB betragen 119 
Tsd. €   aus der Aktivierung von Vermögensgegen-
ständen zum beizulegenden Zeitwert (Verrechnung 
des Deckungsvermögens mit Rückstellungen für 
Wertkonten). Eine Ausschüttungssperre ergibt sich 
nicht, weil die frei verfügbare Kapitalrücklage nach 
§ 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB 43.121 Tsd. € beträgt.
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Die auf die Versorgungseinrichtung der ÜSTRA 
e.V. übertragenen Pensionsverpflichtungen belau-
fen sich zum 31. Dezember 2018 auf 259.089 Tsd. 
€ (Vorjahr: 241.975 Tsd. €). Das zum beizulegenden 
Zeitwert bewertete Kassenvermögen (Deckungs-
kapital) beträgt 141.797 Tsd. € (Vorjahr: 136.273 
Tsd.  €), so dass sich nach Passivierung von Rück-
stellungen bei der ÜSTRA in Höhe von 58.055 Tsd. 
€ (Vorjahr: 52.896 Tsd.  €) ein Fehlbetrag in Höhe 
von 59.237 Tsd. € (Vorjahr: 52.806  Tsd.  €) ergibt. 
Der Erfüllungsbetrag für die übertragenen mittel-
baren Pensionsverpflichtungen bei einem durch-
schnittlichen Marktzins in Höhe von 2,40% berech-
net auf sieben Geschäftsjahre beträgt 295.794 Tsd. 
€. Demnach ergäbe sich ein Fehlbetrag in Höhe von 
95.942 Tsd. €.

Die Pensionsrückstellungen in Höhe von insgesamt 
104.450 Tsd. € (Vorjahr: 92.089 Tsd. €) decken die 
Versorgungsverpflichtungen gegenüber ehemali-
gen und aktiven Mitarbeitern ab; davon sind 58.055 
Tsd. € (Vorjahr: 52.896 Tsd. €) zur Reduzierung der 
Deckungslücke bei der Versorgungseinrichtung der 
ÜSTRA e.V. zurückgestellt. Der verwendete Rech-
nungszins für die Abzinsung der ausgewiesenen 
Pensionsverpflichtungen zum 31. Dezember 2018 
betrug 3,29 % p.a. (Vorjahr: 3,74 % p.a.). Weiterhin 
wurde ein Gehaltstrend von 3,0 % p.a. und eine 
Rentendynamik von 2,0 % p.a. bzw. 1,0 %  p.a. zu-
grunde gelegt. Der Erfüllungsbetrag für die unmit-
telbaren Versorgungsverpflichtungen bei einem 
durchschnittlichen Marktzins in Höhe von 2,40 % 
berechnet auf einen Durchschnitt der vergange-
nen sieben Geschäftsjahre beträgt 57.858 Tsd. €. 
Gemäß § 253 Abs. 6 HGB ergibt sich ein ausschüt-
tungsgesperrter Betrag in Höhe von 11.520 Tsd. €. 

Die sonstigen Rückstellungen enthalten u. a. Rück-
stellungen für Rückerstattungsrisiken (6.590 Tsd. €), 
für Urlaubs- und Prämienansprüche (5.079 Tsd. €) 
und für Drohverluste (4.273  Tsd.  €). Darüber hin-
aus sind Verpflichtungen gegenüber dem HDN für 
zukünftige Umlageverpflichtungen in Höhe von 670 
Tsd. € enthalten, die nach Abzug bereits geleiste-
ter Vorauszahlungen verbleiben. Für die Jubiläums-
verpflichtungen ergibt sich ein Rechnungszins von 
2,40 % p.a.

Eine Rückstellung aus Wertkonten ist im Berichts-
jahr nicht zu bilden, da sich nach der Saldierung 
des beizulegenden Zeitwertes des zugehörigen 
Deckungsvermögens (Finanzanlagen) in Höhe von 

11.864 Tsd. € (Vorjahr: 10.762 Tsd. €) mit dem Er-
füllungsbetrag der Verpflichtung aus den Wertgut-
achten in Höhe von 11.844 Tsd. € (Vorjahr: 10.738 
Tsd. €) keine Verpflichtung (Vorjahr: 0  Tsd.  €) er-
gibt. Die Anschaffungskosten des Deckungsver-
mögens belaufen sich auf 11.745  Tsd.  € (Vorjahr: 
10.411 Tsd. €).

Bei den sonstigen Rückstellungen wurde von den 
Wahlrechten des Art. 67 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 
EGHGB Gebrauch gemacht. Der Betrag der Über-
deckung nach Art. 67 Abs. 1 Satz 4 EGHGB beläuft 
sich zum Bilanzstichtag auf 50 Tsd. € (Vorjahr: 68 
Tsd. €). Die nach Art. 67 Abs. 3 EGHGB beibehalte-
nen Rückstellungen wurden bereits im Geschäfts-
jahr 2013 in voller Höhe zurückgeführt.
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Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Un-
ternehmen resultieren mit 80 Tsd. € (Vorjahr: 109 
Tsd. €) aus Steuern und mit 15.505 Tsd. € (Vorjahr: 
11.150 Tsd. €) aus Lieferungen und Leistungen. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, 
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, 
resul tieren wie im Vorjahr ausschließlich aus Liefe-
rungen und Leistungen. 

In den sonstigen Verbindlichkeiten sind keine ab-
gegrenzten Zinsaufwendungen (Vorjahr: 37 Tsd. €)  
enthalten.

3. Angaben zu Posten der Gewinn-  
und Verlustrechnung

Von den Umsatzerlösen in Höhe von 214.264 
Tsd. € (Vorjahr: 211.987 Tsd. €) wurden im Inland 
214.167 Tsd. € (Vorjahr: 211.910 Tsd. €) erzielt. Auf 
ausländische Umsätze entfallen 97 Tsd. € (Vorjahr: 
77 Tsd. €). Die Umsatzerlöse enthalten 170.051 
Tsd. € (Vorjahr: 166.837 Tsd. €) aus Tarifeinnah-

men, 5.060 Tsd. € (Vorjahr: 5.492 Tsd. €) aus Aus-
gleichszahlungen und 2.953 Tsd. € (Vorjahr: 3.390 
Tsd. €) aus sonstigen Einnahmen, welche dem Ver-
kehrsbereich zugeordnet sind sowie 36.200 Tsd. € 
(Vorjahr: 36.268 Tsd. €) aus dem sonstigen Dritt-
geschäft. Der Posten Umsatzerlöse enthält aperi-
odische Erlöse in Höhe von 1.106 Tsd. € (Vorjahr: 
1.903 Tsd. €). 

In den sonstigen betrieblichen Erträgen in Höhe 
von 9.611 Tsd. € (Vorjahr: 5.671 Tsd. €) sind ape-
riodische Erträge in Höhe von 173 Tsd. € (Vor-
jahr: 190 Tsd. €) aus dem Abgang von Gegen-
ständen des Anlagevermögens, in Höhe von 126 
Tsd. € (Vorjahr: 554 Tsd. €) aus der Auflösung von 
Rückstellungen, in Höhe von 1.511  Tsd.  € (Vor-
jahr: 0 Tsd. €) aus Zuschreibungen des Finanzan-
lagevermögens, in Höhe von 272 Tsd. € (Vorjahr: 
12 Tsd. €) aus der Auflösung von Wertberichtigun-
gen zu Forderungen, in Höhe von 14 Tsd. € (Vor-
jahr: 15 Tsd. €) aus Boni und Rabatten aus Vorjah-
ren und in Höhe von 92 Tsd. € (Vorjahr: 2 Tsd. €) 
aus Schrotterlösen enthalten. 

Gesamt  
 

Tsd. €

Restlaufzeit 
bis 1 Jahr  

Tsd. €

Restlaufzeit 
von 1 bis 5 Jahre 

Tsd. €

Restlaufzeit 
über 5 Jahre

Tsd. €

Verbindlichkeiten gegenüber  
Kreditinstituten (Vorjahr)

 42.155
(30.110)

 4.710
(5.382)

18.840
(11.304)

18.605
(13.424)

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen (Vorjahr)

16.482
(28.240)

16.482
(28.240)

0
(0)

0
(0)

Verbindlichkeiten gegenüber  
verbundenen Unternehmen
(Vorjahr)

 15.585
(11.258)

15.585
(11.258)

0
(0)

0
(0)

Verbindlichkeiten gegenüber 
 Unternehmen, mit denen ein 
 Beteiligungsverhältnis besteht (Vorjahr)

295
(105)

295
(105)

0
(0)

0
(0)

Sonstige Verbindlichkeiten
(Vorjahr)

 46.391
(47.875)

 39.475 
(29.453)

6.916 
(18.422)

0
(0) 

Gesamt
(Vorjahr)

120.907
(117.588)

 76.546 
(74.438)

 25.756 
(29.726)

18.605
(13.424)

Die Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten, die sämtlich nicht durch Pfandrechte oder ähnliche Rechte 
gesichert sind, stellen sich wie folgt dar:
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Der Personalaufwand betrifft mit 21.902 Tsd. € 
(Vorjahr: 22.845 Tsd. €) Aufwendungen für die Al-
tersversorgung. Zu den planmäßigen 3.000 Tsd. 
€ wurden in diesem Jahr zusätzlich weitere 2.500 
Tsd. € der Rückstellung für mittelbare Pensions-
verpflichtungen zugeführt, um die Deckungslücke 
weiter zu verringern. Die Anpassung auf den bei-
zulegenden Zeitwert des Deckungsvermögens für 
die Wertkonten führt zu einem Aufwand von 232 
Tsd. € (Vorjahr: 147 Tsd. € Ertrag). Der Aufwand aus 
dem Erfüllungsbetrag der Schulden aus Wertkon-
ten steigt in gleicher Höhe. Die Saldierung dieser 
Erträge und Aufwendungen gem. § 246 Abs. 2 Satz 
2 HGB ergibt den Wert Null. 

In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind 
aperiodische Aufwendungen aus dem Abgang von 
Anlagevermögen von 104 Tsd. € und 3 Tsd. € für die  
Erhöhung von Pauschalwertberichtigungen enthalten.

Die Erträge aus Ausleihungen des Finanzanlagever-
mögens in Höhe von 21 Tsd. € (Vorjahr: 143 Tsd. €) 
betreffen mit 10 Tsd. € (Vorjahr: 119 Tsd. €) verbun-
dene Unternehmen.

Die sonstigen Zinsen und ähnlichen Erträge in Höhe 
von 1.004  Tsd.  € (Vorjahr: 10 Tsd.  €) betreffen mit 
1 Tsd. € (Vorjahr: 1 Tsd. €) verbundene Unternehmen.

Die Zinsen und ähnlichen Aufwendungen be-
treffen ausschließlich Dritte. Hierunter sind mit 
1.655 Tsd. € (Vorjahr: 1.563 Tsd. €) Aufwendungen 
aus der Aufzinsung von Rückstellungen enthalten. 
Davon entfallen 1.549 Tsd. € (Vorjahr: 1.452 Tsd. €) 
auf Altersversorgungsverpflichtungen und 106 Tsd. 
€ (Vorjahr: 111 Tsd. €) auf sonstige Rückstellungen.

Die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag re-
sultieren im Wesentlichen aus Steuerbelastungen 
auf Ausgleichszahlungen.
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Haftungsverhältnisse
Bürgschaftsverpflichtungen bestehen in Höhe von 
120 Tsd. € (Vorjahr: 120 Tsd. €) für Darlehensverpflich-
tungen eines Beteiligungsunternehmens. Aufgrund 

der derzeitigen Geschäftsentwicklung und Liquiditäts-
lage des Beteiligungsunternehmens wird zurzeit von 
einer Inanspruchnahme nicht ausgegangen.

III. Ergänzende Angaben

1. Haftungsverhältnisse und sonstige finanzielle Verpflichtungen

Sonstige finanzielle Verpflichtungen

Laufzeitende Tsd. €

Mietvertrag Gehry Tower 31. Mai 2031 6.347

Mietvertrag Timon Carree 30. Juni 2023 415

Für 2019 sind Investitionen von 111.762 Tsd. € geneh-
migt. Nach Abzug des Zuschussanteils beträgt der 
Eigenanteil 67.012 Tsd. €. Für die Beschaffung von 
Stadtbahnen bestehen zum Bilanzstichtag nach Ab-
zug von erwarteten Zuschüssen Verpflichtungen in 
Höhe von 34.480 Tsd. €, die in den Geschäftsjahren 
2019 bis 2020 fällig werden. Im Rahmen der Strom-
beschaffung wurden, auf Basis geschlossener Rah-
menverträge mit der enercity AG, bis zum Jahr 2020 
die Bezugskonditionen vereinbart.

2. Geschäfte größeren Umfangs  
gemäß § 6 b Abs. 2 EnWG

Die ÜSTRA betreibt auf ihrem Betriebsgelände an 
den drei Standorten Leinhausen, Glocksee und Mit-
telfeld Photovoltaikanlagen zur Erzeugung von Strom 
und fällt damit in den Anwendungskreis des Geset-
zes über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Ener-

giewirtschaftsgesetz – EnWG), insbesondere des § 
6b EnWG. Die ÜSTRA erzielte im Geschäftsjahr aus 
der Erzeugung von Strom insgesamt Einspeisevergü-
tungen in Höhe von 168 Tsd. €. Darüber hinaus hat 
sie im Umfang von 10.996 Tsd. € Strom bezogen. 

3. Beteiligungsunternehmen  
und Unternehmensverbindungen

Der Anteilsbesitz ist in einer gesonderten Aufstellung 
ersichtlich, die dem Anhang als Anlage 2 beigefügt ist.

Es besteht ein Beherrschungs- und Gewinnabfüh-
rungsvertrag zur Versorgungs- und Verkehrsgesell-
schaft Hannover mbH, Hannover. Darüber hinaus 
bestehen Beherrschungs- und Gewinnabführungs-
verträge mit den Tochtergesellschaften ÜSTRA Reisen 
GmbH, Hannover; protec service GmbH, Hannover; 
und RevCon Audit und Consulting GmbH, Hannover.



39ÜSTRA Jahresabschluss 2018 · Anhang

4. Zusammensetzung der Organe und Aufwendungen für die Organe

Aufsichtsrat

Mitglieder des Aufsichtsrats Beruf, Arbeitgeber
Mitglied im Aufsichtsrat/ 
vergleichbaren Kontrollgremium von:

Ulf-Birger Franz (Vorsitz),
Hannover

Dezernent für Wirtschaft, 
Verkehr und Bildung,
Region Hannover

•  GVH – Großraum-Verkehr Hannover GmbH (Vorsitz)
•  HRG – Hannover Region Grundstücksgesellschaft 

mbH & Co. KG (bis 31.12.2018: Vorsitz,  
ab 01.01.2019: stellv. Vorsitz)

•  Entwicklungsgesellschaft Gewerbepark  
Wunstorf-Süd mbH (bis 31.12.2018: stellv. Vorsitz, 
ab 01.01.2019: Vorsitz)

•  Hannover Marketing und Tourismus GmbH
•  TEWISS – Technik und Wissen GmbH 
•  Gesellschaft für Verkehrsförderung mbH (Vorsitz)
•  regiobus Hannover GmbH

Christian Bickel1 (stellv. Vorsitz),
Hannover

Vorsitz Betriebsrat, 
ÜSTRA Hannoversche 
Verkehrsbetriebe AG

•  TransTec Bauplanungs- und Management- 
gesellschaft Hannover mbH (stellv. Vorsitz)  

Margot Backhaus1,
Wennigsen, (bis 16.08.2018)

Stadtbahnfahrerin,
ÜSTRA Hannoversche 
Verkehrsbetriebe AG

–

Mira Ball1,
Berlin

Ltg. Bundesfachgruppe 
Busse und Bahnen,
ver.di – Vereinte Dienst- 
leistungsgewerkschaft

•  Kölner Verkehrs-Betriebe AG

Willi Degener1,
Burgdorf

stellv. Vorsitz Betriebsrat,
ÜSTRA Hannoversche 
Verkehrsbetriebe AG

•  TransTec Bauplanungs- und Management- 
gesellschaft Hannover mbH

Martina Dierßen1,
Hannover, (bis 16.08.2018)

Justitiarin im Landesbezirk 
Niedersachsen-Bremen,
ver.di – Vereinte Dienst- 
leistungsgewerkschaft

–

Metin Dirim1,
Hannover

Industriemechaniker  
und Busfahrer,
teilfreigestellter Betriebsrat,
ÜSTRA Hannoversche 
Verkehrsbetriebe AG

–

Holger Elix1,
Friedland

Dipl.-Ing. Elektrotechnik,
Ltg. Anlagen und Technik,
ÜSTRA Hannoversche 
Verkehrsbetriebe AG

•  TransTec Bauplanungs- und Management- 
gesellschaft Hannover mbH (ab 16.08.2018)

1 Aufsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 3 MitbestG
2  Aufsichtsratsmitglied gemäß § 100 Abs. 5 AktG („Finanzexperte“)
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Aufsichtsrat

Mitglieder des Aufsichtsrats Beruf, Arbeitgeber
Mitglied im Aufsichtsrat/ 
vergleichbaren Kontrollgremium von:

Daniel Farnung,
Wunstorf

Dipl. Volkswirt, 
stellv. Leiter Referat Klimaschutz, 
Klimawandel, Nachhaltigkeit,
Nds. Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz

–

Silke Gardlo,
Neustadt am Rbge.

Vorsitz SPD Regionsfraktion, 
Ltg. Webportale, Gleichberech-
tigung und Vernetzung e. V.

•  Sparkasse Hannover AöR 

Hermann Hane1,
Braunschweig

Landesfachgruppenleiter 
ÖPNV im Landesbezirk 
Niedersachsen-Bremen,
ver.di – Vereinte Dienst- 
leistungsgewerkschaft

•  TransTec Bauplanungs- und Management- 
gesellschaft Hannover mbH (bis 16.08.2018)

•  NETINERA Deutschland GmbH 
(stellv. Vorsitz)

Claudia Hopfe,
Langenhagen

Volljuristin,
Freie Texterin

–

Frank Jacobs,
Hannover

Kfm. Angestellter,
Wienerberger GmbH

•  Hanova GEWERBE GmbH (ehem. Union-Boden 
GmbH)

Linda Katzmarek1, 
Hannover, (ab 16.08.2018)

Schadensachbearbeiterin,
teilfreigestellte Betriebsrätin,
ÜSTRA Hannoversche 
Verkehrsbetrieb AG

–

Uwe Köhler1,
Sarstedt

freigestellter Betriebsrat,
ÜSTRA Hannoversche 
Verkehrsbetriebe AG

–

Ernesto Nebot Pomar,
Laatzen

selbstständiger Organisations-
berater i.R. (seit 01.07.2018)

•  Aqualaatzium Freizeit GmbH (Vorsitz)
•  Gasnetzgesellschaft Laatzen-Nord mbH
•  Gasnetzgesellschaft Laatzen-Süd mbH
•  Kommunale Infrastruktur Laatzen GmbH
•  TransTec Bauplanungs- und Management- 

gesellschaft Hannover mbH

Mira Neumaier1, 
Berlin, (ab 16.08.2018)

Fachsekretärin Bundesfach-
gruppe Luftverkehr, 
ver.di – Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft

• VVG Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft  
   Hannover mbH (ab 01.03.2018)

Brigitte Nieße, 
Hannover 

Architektin, Stadtplanerin, 
selbstständig 

•  Zoo Hannover GmbH

Carsten Oppermann1, 
Ronnenberg, (ab 16.08.2018)

Vorsitz Betriebsrat, ÜSTRA 
Reisen GmbH

–

Anton Ploner1, 
Barsinghausen,  
(bis 16.08.2018)

Ltg. Fahrerakademie, ÜSTRA 
Hannoversche Verkehrsbetrie-
be AG

–
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1 Aufsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 3 MitbestG
2  Aufsichtsratsmitglied gemäß § 100 Abs. 5 AktG („Finanzexperte“)

* Pensionsverpflichtung aus Vorbeschäftigung 

Aufsichtsrat

Mitglieder des Aufsichtsrats Beruf, Arbeitgeber
Mitglied im Aufsichtsrat/ 
vergleichbaren Kontrollgremium von:

Frank Straßburger, 
Hannover 

Referent, Nds. Ministerium 
für Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung

•  TransTec Bauplanungs- und Management- 
gesellschaft Hannover mbH

Mike Weidemann, 
Hannover 

Kaufmann und Immobilienver-
walter, selbstständig

•  TransTec Bauplanungs- und Management- 
gesellschaft Hannover mbH (Vorsitz)

Eberhard Wicke2, 
Garbsen 

Dipl.-Handelslehrer i.R., 
Land Niedersachsen 

–

Vorstand

Mitglieder des Vorstands Ausbildung
Mitglied im Aufsichtsrat/ 
vergleichbaren Kontrollgremium von:

Dr. Volkhardt Klöppner (Vorsitz),
Hannover

Dipl.-Kaufmann,
Dr. rer. pol.

•  GVH – Großraum-Verkehr Hannover GmbH 
(stellv. Vorsitz)

•  Hannover Region Grundstücksgesellschaft 
mbH HRG & Co. – Passerelle – KG 

•  Flughafen Hannover-Langenhagen GmbH 
(ab 19.03.2018)

Denise Hain (Betrieb und Personal),
Hannover

Bürokauffrau

Mitglieder des  
Vorstands

Grund- 
vergütung

Tsd. €
Tantieme

Tsd. €

Sonstige  
Vergütung

Tsd. €
Gesamt

Tsd. €

Vorsorge- 
aufwand für
Ruhestands-

bezüge
Tsd. €

Pensions-
verpflich-

tungen
Tsd. €

Dr. Volkhardt Klöppner 270 81 3 354 0 0

Denise Hain 235 71 1 307 0 104*

Gesamt 505 152 4 661 0 104

Die Mitglieder des Vorstandes erhalten derzeit Be-
züge, die sich zusammensetzen aus:
•  einer festen jährlichen Grundvergütung
• einer jährlichen Tantieme, deren Höhe sich  

danach bemisst, inwieweit bestimmte  

unternehmenserfolgsspezifische und  
persönliche Ziele erreicht wurden, und

•  sonstige Vergütungen (Geldwerte Vorteile)
• Vorsorgeaufwendungen für Ruhestandsbezüge
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Die Gesamtbezüge für frühere Mitglieder des 
Vorstandes und ihrer Hinterbliebenen betragen 
688  Tsd.  €. Die Pensionsrückstellungen für diesen 
Personenkreis betragen 18.097 Tsd. €.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhielten 44 Tsd. € 
Sitzungsgelder.

5. Honorar des Abschlussprüfers

In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind 
in Höhe von 80 Tsd. € Honorare für Abschlussprü-
fungsleistungen und 31 Tsd. € für andere Bestä-
tigungsleistungen der EY Ernst & Young GmbH, 
Wirtschafts prüfungsgesellschaft enthalten.

6. Grundkapital

Das Grundkapital beträgt 67.490.528,32 €. Es ist ein-
geteilt in 26.400.000 auf den Inhaber lautende Stück-
aktien.

7. Mutterunternehmen

Die ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Ak-
tiengesellschaft mit Sitz in Hannover ist das Mut-
terunternehmen, das für den kleinsten Kreis von 
Unternehmen einen Konzernabschluss nach den In-
ternational Financial Reporting Standards (IFRS), wie 
sie in der EU verpflichtend anzuwenden sind, und 
den ergänzend nach § 315e Abs. 1 HGB maßgebli-
chen handelsrechtlichen Vorschriften, sowie einen 
Konzernlagebericht aufstellt. Mutterunternehmen 
für den größten Konsolidierungskreis ist die Mehr-
heitsgesellschafterin Versorgungs- und Verkehrsge-
sellschaft Hannover mbH (VVG) mit Sitz in Hannover. 
Die VVG ist eingetragen im Handelsregister Hanno-
ver Abt. B unter der Nr. 6692. Der Konzernabschluss 
der VVG wird nach § 325 HGB beim Betreiber des 
elektronischen Bundesanzeigers eingereicht und 
dort bekannt gemacht.

8. Mitteilungen nach dem 
 Wertpapierhandelsgesetz

Die VVG hat mitgeteilt, dass ihr seit dem 1. Januar 
2002 98,38  % der Stimmrechte an der ÜSTRA Han-
noversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft und 

0,01  % durch ihr Tochterunternehmen enercity AG 
zustehen. Gleichfalls hat die Landeshauptstadt Han-
nover Mitteilung gemacht, dass sie seit dem 1. Januar 
1995 aufgrund der Zurechnung der von der VVG ge-
haltenen Stimmrechte gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 2 WpHG 
über 98,38 % Stimmrechte an der ÜSTRA Hannover-
sche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft verfügt.

Die ÜSTRA-Aktien sind zum Handel im regulierten 
Markt der Hanseatischen Wertpapierbörse zu Ham-
burg, der Niedersächsischen Börse zu Hannover und 
der Börse Berlin i.S.d. § 32 BörsG zugelassen. Darüber 
hinaus sind die ÜSTRA-Aktien in den Open Market (ein-
faches Freiverkehrssegment, Teilbereich Quotation 
Board) der Frankfurter Wertpapierbörse einbezogen.

9. Arbeitnehmerschaft

Die durchschnittliche Zahl der während des Ge-
schäftsjahres beschäftigten Arbeitnehmer betrug 
2.091, davon 104 Auszubildende (1.510 gewerbliche 
Arbeitnehmer und 581 Angestellte).

10. Nachtragsbericht

Vorgänge von besonderer Bedeutung haben sich 
nach Abschluss des Geschäftsjahres 2018 nicht er-
eignet.

11. Mitteilung zum Corporate  
Governance Kodex

Vorstand und Aufsichtsrat haben die nach § 161 AktG 
vorgeschriebene Erklärung am 27. April 2018 abgege-
ben und den Aktionären durch Veröffentlichung im 
Bundesanzeiger vom 3. Mai 2018 und auf der Home-
page der Gesellschaft unter www.uestra.de dauer-
haft zugänglich gemacht.

12. Versicherung der gesetzlichen 
Vertreter

Wir versichern nach bestem Wissen, dass gemäß 
den anzuwendenden Rechnungslegungsgrundsät-
zen der Jahresabschluss ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt 
und im Lagebericht der Geschäftsverlauf einschließ-
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lich des Geschäftsergebnisses und die Lage der Ge-
sellschaft so dargestellt sind, dass ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt 
wird, sowie die wesentlichen Chancen und Risiken 
der voraussichtlichen Entwicklung der Gesellschaft 
beschrieben sind.

Hannover, den 7. März 2019

ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe 
Aktiengesellschaft

- Der Vorstand -

Dr. Volkhardt Klöppner Denise Hain
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Bruttobuch-
werte Stand 

am 01.01.2018 
€

Zugänge
€

Abgänge 
€

Umbuch- 
ungen  

€

Stand am 
31.12.2018 

€

Abschrei-
bungen Stand  
am 01.01.2018 

€
Zugänge

€
Abgänge 

€

Zuschrei-
bungen  

€

Stand am 
31.12.2018 

€

Nettobuch-
werte Stand 

am 31.12.2018 
€

Vorjahr 
€

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

 1.  entgeltlich erworbene, 
konzessionsähnliche 
Rechte

26.178.351,10 518.762,38 122.721,06 177.510,18 26.751.902,60 484.778,13 
22.178.151,23

| 0,00 
1.206.230,58

| 0,00 
122.462,14

| 0,00 
0,00

| 484.778,13 
23.261.919,67

|
3.005.204,80 3.515.421,74

 2. geleistete Anzahlungen 1.209.090,00 65.936,54 0,00 -177.510,18 1.097.516,36
0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

|
1.097.516,36 1.209.090,00

27.387.441,10 584.698,92 122.721,06 0,00 27.849.418,96
484.778,13 

22.178.151,23 
| 0,00 

1.206.230,58
| 0,00 

122.462,14
| 0,00 

0,00
| 484.778,13 

23.261.919,67
|

4.102.721,16 4.724.511,74

II. Sachanlagen

 1.  Grundstücke, grund-
stücksgleiche Rechte 
und Bauten einschließ-
lich der Bauten auf 
fremden Grundstücken

168.134.868,82 0,00 588.817,84 0,00 167.546.050,98
79.428.800,94 
51.957.537,98 

| 0,00 
1.784.334,53

| 0,00 
519.149,03

| 0,00 
0,00

| 79.428.800,94 
53.222.723,48

|
34.894.526,56 36.748.529,90

 2.   Gleisanlagen, Strecken-
ausrüstung und  
Sicherungsanlagen

82.185.007,02 20.709,38 1.365.383,82 0,00 80.840.332,58
40.905.898,39 
29.893.573,74 

| 0,00 
1.730.746,20

| 374.788,82 
958.814,06

| 0,00 
0,00

| 40.531.109,57 
30.665.505,88

|
9.643.717,13 11.385.534,89

 3.  Fahrzeuge für  
Personenverkehr

590.694.368,50 45.632.442,48 16.757.508,38 45.105.334,89 664.674.637,49
225.527.276,54 
177.830.431,51 

| 0,00 
15.646.695,37

| 0,00 
16.757.508,38

| 0,00 
0,00

| 225.527.276,54 
176.719.618,50

|
262.427.742,45 187.336.660,45

 4.  Maschinen und 
maschinelle Anlagen

13.488.815,25 180.926,61 52.282,75 272.076,27 13.889.535,38
906.794,11 

9.258.519,98
| 0,00 

670.685,31
| 0,00 

52.282,75
| 0,00 

0,00
| 906.794,11 

9.876.922,54
|

3.105.818,73 3.323.501,16

 5.   andere Anlagen,  
Betriebs- und  
Geschäftsausstattung

88.238.873,87 1.082.309,29 1.789.503,80 650.769,24 88.182.448,60
28.320.538,54 
48.543.778,42

| 0,00 
3.858.671,70

| 0,00 
1.782.124,23

| 0,00 
0,00

| 28.320.538,54 
50.620.325,89

|
9.241.584,17 11.374.556,91

 6.  geleistete Anzahlungen 
und Anlagen im Bau

84.852.837,99 41.661.993,20 0,00 -46.028.180,40 80.486.650,79
0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

|
80.486.650,79 84.852.837,99

1.027.594.771,45. 88.578.380,96 20.553.496,59 0,00 1.095.619.655,82
375.089.308,52 
317.483.841,63

| 0,00 
23.691.133,11

| 374.788,82 
20.069.878,45

| 0,00 
0,00

| 374.714.519,70 
321.105.096,29

|
399.800.039,83 335.021.621,30

III. Finanzanlagen

 1.   Anteile an verbundenen 
Unternehmen

6.599.529,24 0,00 0,00 0,00 6.599.529,24 6.045.167,53 0,00 0,00 511.300,00 5.533.867,53 1.065.661,71 554.361,71

 2.   Ausleihungen an ver-
bundene Unternehmen

2.471.191,12 0,00 2.471.191,12 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2.471.191,12

 3.  Beteiligungen 8.321.635,69 0,00 0,00 0,00 8.321.635,69 5.012.000,00 0,00 0,00 1.000.000,00 4.012.000,00 4.309.635,69 3.309.635,69

 4.   Ausleihungen an  
Unternehmen, mit 
denen ein Beteiligungs-
verhältnis besteht

422.376,64 0,00 377.305,57 0,00 45.071,07 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 45.071,07 422.376,64

 5.  sonstige Ausleihungen 5.562,52 0,00 2.118,71 0,00 3.443,81 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3.443,81 5.562,52

17.820.295,21 0,00 2.850.615,40 0,00 14.969.679,81 11.057.167,53 0,00 0,00 1.511.300,00 9.545.867,53 5.423.812,28 6.763.127,68

1.072.802.507,76 89.163.079,88 23.526.833,05 0,00 1.138.438.754,59
375.574.086,65 
350.719.160,39

| 0,00 
24.897.363,69

| 374.788,82 
20.192.340,59

| 0,00 
1.511.300,00

| 375.199.297,83 
353.912.883,49

|
409.326.573,27 346.509.260,72

Entwicklung des Anlagevermögens zum 31. Dezember 2018
ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft, Hannover
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Bruttobuch-
werte Stand 

am 01.01.2018 
€

Zugänge
€

Abgänge 
€

Umbuch- 
ungen  

€

Stand am 
31.12.2018 

€

Abschrei-
bungen Stand  
am 01.01.2018 

€
Zugänge

€
Abgänge 

€

Zuschrei-
bungen  

€

Stand am 
31.12.2018 

€

Nettobuch-
werte Stand 

am 31.12.2018 
€

Vorjahr 
€

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

 1.  entgeltlich erworbene, 
konzessionsähnliche 
Rechte

26.178.351,10 518.762,38 122.721,06 177.510,18 26.751.902,60 484.778,13 
22.178.151,23

| 0,00 
1.206.230,58

| 0,00 
122.462,14

| 0,00 
0,00

| 484.778,13 
23.261.919,67

|
3.005.204,80 3.515.421,74

 2. geleistete Anzahlungen 1.209.090,00 65.936,54 0,00 -177.510,18 1.097.516,36
0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

|
1.097.516,36 1.209.090,00

27.387.441,10 584.698,92 122.721,06 0,00 27.849.418,96
484.778,13 

22.178.151,23 
| 0,00 

1.206.230,58
| 0,00 

122.462,14
| 0,00 

0,00
| 484.778,13 

23.261.919,67
|

4.102.721,16 4.724.511,74

II. Sachanlagen

 1.  Grundstücke, grund-
stücksgleiche Rechte 
und Bauten einschließ-
lich der Bauten auf 
fremden Grundstücken

168.134.868,82 0,00 588.817,84 0,00 167.546.050,98
79.428.800,94 
51.957.537,98 

| 0,00 
1.784.334,53

| 0,00 
519.149,03

| 0,00 
0,00

| 79.428.800,94 
53.222.723,48

|
34.894.526,56 36.748.529,90

 2.   Gleisanlagen, Strecken-
ausrüstung und  
Sicherungsanlagen

82.185.007,02 20.709,38 1.365.383,82 0,00 80.840.332,58
40.905.898,39 
29.893.573,74 

| 0,00 
1.730.746,20

| 374.788,82 
958.814,06

| 0,00 
0,00

| 40.531.109,57 
30.665.505,88

|
9.643.717,13 11.385.534,89

 3.  Fahrzeuge für  
Personenverkehr

590.694.368,50 45.632.442,48 16.757.508,38 45.105.334,89 664.674.637,49
225.527.276,54 
177.830.431,51 

| 0,00 
15.646.695,37

| 0,00 
16.757.508,38

| 0,00 
0,00

| 225.527.276,54 
176.719.618,50

|
262.427.742,45 187.336.660,45

 4.  Maschinen und 
maschinelle Anlagen

13.488.815,25 180.926,61 52.282,75 272.076,27 13.889.535,38
906.794,11 

9.258.519,98
| 0,00 

670.685,31
| 0,00 

52.282,75
| 0,00 

0,00
| 906.794,11 

9.876.922,54
|

3.105.818,73 3.323.501,16

 5.   andere Anlagen,  
Betriebs- und  
Geschäftsausstattung

88.238.873,87 1.082.309,29 1.789.503,80 650.769,24 88.182.448,60
28.320.538,54 
48.543.778,42

| 0,00 
3.858.671,70

| 0,00 
1.782.124,23

| 0,00 
0,00

| 28.320.538,54 
50.620.325,89

|
9.241.584,17 11.374.556,91

 6.  geleistete Anzahlungen 
und Anlagen im Bau

84.852.837,99 41.661.993,20 0,00 -46.028.180,40 80.486.650,79
0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

| 0,00 
0,00

|
80.486.650,79 84.852.837,99

1.027.594.771,45. 88.578.380,96 20.553.496,59 0,00 1.095.619.655,82
375.089.308,52 
317.483.841,63

| 0,00 
23.691.133,11

| 374.788,82 
20.069.878,45

| 0,00 
0,00

| 374.714.519,70 
321.105.096,29

|
399.800.039,83 335.021.621,30

III. Finanzanlagen

 1.   Anteile an verbundenen 
Unternehmen

6.599.529,24 0,00 0,00 0,00 6.599.529,24 6.045.167,53 0,00 0,00 511.300,00 5.533.867,53 1.065.661,71 554.361,71

 2.   Ausleihungen an ver-
bundene Unternehmen

2.471.191,12 0,00 2.471.191,12 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2.471.191,12

 3.  Beteiligungen 8.321.635,69 0,00 0,00 0,00 8.321.635,69 5.012.000,00 0,00 0,00 1.000.000,00 4.012.000,00 4.309.635,69 3.309.635,69

 4.   Ausleihungen an  
Unternehmen, mit 
denen ein Beteiligungs-
verhältnis besteht

422.376,64 0,00 377.305,57 0,00 45.071,07 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 45.071,07 422.376,64

 5.  sonstige Ausleihungen 5.562,52 0,00 2.118,71 0,00 3.443,81 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3.443,81 5.562,52

17.820.295,21 0,00 2.850.615,40 0,00 14.969.679,81 11.057.167,53 0,00 0,00 1.511.300,00 9.545.867,53 5.423.812,28 6.763.127,68

1.072.802.507,76 89.163.079,88 23.526.833,05 0,00 1.138.438.754,59
375.574.086,65 
350.719.160,39

| 0,00 
24.897.363,69

| 374.788,82 
20.192.340,59

| 0,00 
1.511.300,00

| 375.199.297,83 
353.912.883,49

|
409.326.573,27 346.509.260,72

| = erhaltene Investitionszuschüsse
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Beteiligungsunternehmen

Anteil  
am  

Kapital

Anteile  
gehalten  

von
Eigenkapital 

Tsd. €
Ergebnis 

Tsd. €

unmittelbare Beteiligungen

 1.  ÜSTRA Reisen GmbH, Hannover 100 % ÜSTRA 1.6453 2052 3

 2.  TransTec Bauplanungs- und  
Managementgesellschaft Hannover 
mbH, Hannover

100 % ÜSTRA 2.4143 1283

 3.  protec service GmbH, Hannover 100 % ÜSTRA 3373 8082 3

 4.  RevCon Audit und  
Consulting GmbH, Hannover

100 % ÜSTRA 1003 2022 3

 5.  Gehry-Tower Objekt- 
gesellschaft mbH, Hannover

100 % ÜSTRA 1.2093 1623

 6.  X-CITY MARKETING  
Hannover GmbH, Hannover

50 % ÜSTRA 8.3733 1.3983

 7.  TaxiBus  
Vertriebs- und Vermittlungs-
gesellschaft mbH, Hannover

50 % ÜSTRA 4233 893

 8.  GVH – Großraum-Verkehr  
Hannover GmbH, Hannover

33 % ÜSTRA 1.1441 2911

 9.  Hannover Region Grundstücks-
gesellschaft mbH HRG & Co.  
– Passerelle – KG, Hannover

30 % ÜSTRA 23.2651 1.4511

mittelbare Beteiligungen

 10.  Hannover Region Grundstücks-
gesellschaft mbH & Co.  
– Gebäudeservice – KG, Hannover

100 % 9 511 01

 11.  FM Hannover GmbH,  
Facilitymanagement, Hannover

30% 3 1621 1381

1 vorläufiger Jahresabschluss 2018 
2 vor Ergebnisabführung aufgrund Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag 
3 Jahresabschluss 2018

Aufstellung des Anteilsbesitzes  
zum 31. Dezember 2018
ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft, Hannover
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ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft, Hannover

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

Vermerk über die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der ÜSTRA Hannover-
sche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft, Hannover 
– bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 
und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezem-
ber 2018 sowie dem Anhang, einschließlich der Dar-
stellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
– geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht 
der ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktienge-
sellschaft für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis 
zum 31. Dezember 2018 geprüft. Die in Abschnitt 5. 
des Lageberichts enthaltene Erklärung zur Unterneh-
mensführung haben wir in Einklang mit den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse

•  entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens- und Finanzlage der Ge-
sellschaft zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Er-
tragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 
bis zum 31. Dezember 2018 und

•  vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser 
Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten und stellt die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend dar. Unser Prüfungs-
urteil zum Lagebericht erstreckt sich nicht auf den 
Inhalt der oben genannten Erklärung zur Unter-
nehmensführung.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 

Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung (Nr. 
537/2014; im Folgenden „EU-APrVO“) unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 
im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den europa-
rechtlichen sowie den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber hi-
naus erklären wir gemäß Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) 
EU-APrVO, dass wir keine verbotenen Nichtprüfungs-
leistungen nach Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht 
haben. Wir sind der Auffassung, dass die von uns er-
langten Prüfungsnachweise ausreichend und geeig-
net sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der 
Prüfung des Jahresabschlusses

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind sol-
che Sachverhalte, die nach unserem pflichtgemä-
ßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prü-
fung des Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 wa-
ren. Diese Sachverhalte wurden im Zusammenhang 
mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses als Gan-
zem und bei der Bildung unseres Prüfungsurteils 
hierzu berücksichtigt; wir geben kein gesondertes 
Prüfungsurteil zu diesen Sachverhalten ab.

Nachfolgend beschreiben wir die aus unserer Sicht 
besonders wichtigen Prüfungssachverhalte:
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Umsatzrealisierung aus  
Beförderungsleistungen

Gründe für die Bestimmung als besonders  
wichtiger Prüfungssachverhalt

Die Umsatzrealisierung von Beförderungsleistungen 
erfolgt grundsätzlich in direktem zeitlichen Zusam-
menhang mit dem Erwerb der Fahrausweise durch 
die Kunden. Vor dem Bilanzstichtag erhaltene Einnah-
men aus dem Verkauf von Zeitfahrausweisen, die zur 
Inanspruchnahme von Beförderungsleistungen nach 
dem Bilanzstichtag berechtigen, werden zeitantei-
lig passivisch abgegrenzt. Die Umsatzerlöse aus Be-
förderungsleistungen im Tarifgebiet des Großraum-
Verkehr-Hannover (GVH) unterliegen zudem einem 
Poolausgleich unter den am GVH beteiligten Verkehrs-
trägern. Zur Ermittlung der voraussichtlichen Höhe 
dieses Poolausgleichs für das Geschäftsjahr 2018 
schätzen die gesetzlichen Vertreter den Anteil der 
ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesell-
schaft an den gesamten Tarifeinnahmen im GVH ein.

Vor dem Hintergrund der materiellen Bedeutung der 
Umsatzerlöse aus dem Verkauf von Zeitfahrausweisen 
und der vorhandenen Ermessensspielräume bei der 
Bestimmung der Höhe des Poolausgleichs erachten 
wir die Prüfung der Umsatzrealisierung aus Beförde-
rungsleistungen im Rahmen unserer Prüfung als be-
sonders wichtigen Prüfungssachverhalt.

Prüferisches Vorgehen

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir den von den 
gesetzlichen Vertretern der ÜSTRA Hannoversche 
Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft implementierten 
Prozess sowie die Bilanzierungs- und Bewertungsvor-
gaben zur Umsatzrealisierung aus Beförderungsleis-
tungen analysiert und uns ein Verständnis über die 
Prozessschritte verschafft. Wir haben die in der inter-
nen Bilanzierungsrichtlinie konkretisierten Bilanzie-
rungsvorgaben unter Berücksichtigung der handels-
rechtlichen Vorschriften gewürdigt.

Wir haben die Ermittlung der Gesellschaft hinsicht-
lich der periodengerechten Abgrenzung der Einnah-
men aus dem Erwerb von Zeitfahrausweisen anhand 
der systemseitig erfassten fahrausweisspezifischen 
Nutzungszeiträume nachvollzogen und die rechne-
rische Aufteilung analysiert. Wir haben die Berech-
nungsgrundlage zur Ermittlung der Höhe des Poo-
lausgleichs zu den vertraglichen Regelungen zum 

Poolausgleich abgestimmt und die Annahmen für 
den Gesamtpool des GVH und die auf die ÜSTRA 
entfallenden Fahrgäste beurteilt, indem wir unter 
anderem die von der Region Hannover geschätzten 
Tarifeinnahmen im GVH-Verkehrsgebiet für das Jahr 
2018 als Prüfungsnachweis eingeholt haben. Weiter-
hin haben wir bei der Beurteilung der Annahmen die 
unterjährigen Poolausgleichsabrechnungen für das 
Geschäftsjahr 2018 sowie die Endabrechnung des 
Poolausgleichs für das Geschäftsjahr 2017 berück-
sichtigt.

Insgesamt haben sich aus unseren Prüfungshand-
lungen hinsichtlich der Umsatzrealisierung aus Be-
förderungsleistungen keine Einwendungen ergeben.

Verweis auf zugehörige Angaben

Zu den bezüglich der Umsatzrealisierung aus Beför-
derungsleistungen angewandten Bilanzierungs- und 
Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf die Anga-
ben im Anhang im Abschnitt II.1. „Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden“.

Sonstige Informationen

Der Aufsichtsrat ist für den Bericht des Aufsichts-
rats nach § 171 Abs. 2 AktG verantwortlich. Im Übri-
gen sind die gesetzlichen Vertreter für die sonstigen 
Informationen verantwortlich. Die sonstigen Infor-
mationen umfassen die Angaben in der Erklärung 
zur Unternehmensführung nach § 289f Abs. 2 und 
5 HGB in Abschnitt 5. des Lageberichts, ferner die 
für den Geschäftsbericht vorgesehenen Bestand-
teile „Nachhaltigkeitsbericht“ und „Nichtfinanzielle 
Erklärung gemäß CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz“, 
von denen wir eine Fassung bis zur Erteilung die-
ses Bestätigungsvermerks erlangt haben. Des Wei-
teren umfassen die sonstigen Informationen folgen-
den Bestandteil des Geschäftsberichts, der uns nach 
Erteilung des Bestätigungsvermerks voraussichtlich 
zur Verfügung gestellt wird: Bericht des Aufsichtsrats
nach § 171 Abs. 2 AktG.

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht erstrecken sich nicht auf die sons-
tigen Informationen, und dementsprechend geben 
wir weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere 
Form von Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir 
die Verantwortung, die sonstigen Informationen zu 
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lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Infor-
mationen

•  wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresab-
schluss, zum Lagebericht oder unseren bei der 
Prüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder

•  anderweitig wesentlich falsch dargestellt erschei-
nen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den La-
gebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belan-
gen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu er-
möglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben 
sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-
hang mit der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus 
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die Aufstellung des Lageberichts, der insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnah-

men (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-
stimmung mit den anzuwendenden deutschen ge-
setzlichen Vorschriften zu ermöglichen und um aus-
reichende geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwa-
chung des Rechnungslegungsprozesses der Gesell-
schaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit da-
rüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Gan-
zes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder un-
beabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie ei-
nen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Ver-
stößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-
weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-
resabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beein-
flussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus

•  identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-
sentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter 
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– falscher Darstellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht, planen und führen Prüfungshand-
lungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentli-
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, 
da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fäl-
schungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irre-
führende Darstellungen bzw. das Außerkraftset-
zen interner Kontrollen beinhalten können;

•  gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prü-
fung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lage-
berichts relevanten Vorkehrungen und Maßnah-
men, um Prüfungshandlungen zu planen, die un-
ter den gegebenen Umständen angemessen sind, 
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft ab-
zugeben;

•  beurteilen wir die Angemessenheit der von den ge-
setzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der 
von den gesetzlichen Vertretern dargestellten ge-
schätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben;

•  ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-
senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 
die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser je-
weiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 
bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks er-
langten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann;

•  beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau 
und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 

zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereig-
nisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermit-
telt;

•  beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage der Gesellschaft;

•  führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsori-
entierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis 
ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise voll-
ziehen wir dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen Vertre-
tern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung 
der zukunftsorientierten Angaben aus diesen An-
nahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zu-
grunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. 
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zu-
kunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame 
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Män-
gel im internen Kontrollsystem, die wir während un-
serer Prüfung feststellen.

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Ver-
antwortlichen eine Erklärung ab, dass wir die relevan-
ten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten ha-
ben, und erörtern mit ihnen alle Beziehungen und 
sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise
angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere 
Unabhängigkeit auswirken, und die hierzu getroffe-
nen Schutzmaßnahmen.

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit 
den für die Überwachung Verantwortlichen erörtert 
haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des 
Jahresabschlusses für den aktuellen Berichtszeitraum 
am bedeutsamsten waren und daher die besonders 
wichtigen Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben 
diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es sei 
denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschriften schlie-
ßen die öffentliche Angabe des Sachverhalts aus.
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Sonstige gesetzliche und andere 
rechtliche Anforderungen

Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der 
Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 
EnWG

Wir haben die Einhaltung der Pflichten zur Rech-
nungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die 
Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten 
zu führen sind, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2018 bis zum 31. Dezember 2018 geprüft.

Nach unserer Beurteilung wurden die Pflichten zur 
Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach 
für die Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte 
Konten zu führen sind, für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 in allen we-
sentlichen Belangen erfüllt.

Wir haben unsere Prüfung nach § 6b Abs. 5 EnWG 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist nachfolgend sowie im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 
weitergehend beschrieben.

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unser Prüfungsurteil hierzu zu 
dienen.

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für 
die Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
sowie für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Sys-
teme), die sie zur Einhaltung dieser Pflichten als not-
wendig erachtet haben.

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit da-
rüber zu erlangen, ob die Pflichten zur Rechnungs-
legung nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen wesentli-
chen Belangen erfüllt wurden sowie einen Vermerk 
zu erteilen, der unser Prüfungsurteil zur Einhaltung 
der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 
3 EnWG beinhaltet. Die Prüfung umfasst die Beur-
teilung, ob die Wertansätze und die Zuordnung der 
Konten nach § 6b Abs. 3 EnWG sachgerecht und 
nachvollziehbar erfolgt sind und der Grundsatz der 
Stetigkeit beachtet wurde.

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO

Wir wurden von der Hauptversammlung am 16. Au-
gust 2018 als Abschlussprüfer gewählt. Wir wurden 
am 31. August 2018 vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir 
sind seit dem Geschäftsjahr 2017 als Abschlussprü-
fer der ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe
Aktiengesellschaft tätig.

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsver-
merk enthaltenen Prüfungsurteile mit dem zusätzli-
chen Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel 
11 EU-APrVO (Prüfungsbericht) in Einklang stehen.

Wir haben folgende Leistungen zusätzlich zur Ab-
schlussprüfung für das geprüfte Unternehmen bzw. 
für die von diesem beherrschten Unternehmen er-
bracht:

•  Gesetzlich vorgeschriebene und nicht gesetzlich 
vorgeschriebene Bestätigungsleistungen in Bezug 
auf Finanzinformationen sowie Durchführung ver-
einbarter Untersuchungshandlungen

Verantwortlicher Wirtschaftsprüfer

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprü-
fer ist Stefan Marks.

Hannover, 8. März 2019

Ernst & Young GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
    
Eickhoff   Marks
Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer
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Der Aufsichtsrat hat im Berichtsjahr die ihm nach 
Gesetz, Satzung und Geschäftsordnung obliegen-
den Aufgaben wahrgenommen und die Geschäfts-
führung des Vorstands kontinuierlich überwacht und 
beratend begleitet. Er war in alle Entscheidungen von 
grundlegender Bedeutung für das Unternehmen un-
mittelbar eingebunden. 

Der Aufsichtsrat hat sich während des Geschäfts-
jahres durch schriftliche und mündliche Berichte 
des Vorstands regelmäßig, zeitnah und umfassend 
über die Geschäftslage unter Berücksichtigung der 
Risiken der Unternehmenstätigkeit und des damit 
zusammenhängenden Risikomanagements sowie 
über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, über 
die Personalsituation, über den Geschäftsverlauf 
der Gesellschaft sowie über Investitionsvorhaben 
und grundsätzliche Fragen der Geschäftspolitik un-
terrichten lassen. Darüber hinaus hat er vom Vor-
stand in den Sitzungen des Aufsichtsrats und der 
Ausschüsse unter dem Tagesordnungspunkt „Be-
richt des Vorstands“ jeweils umfassend Informati-
onen über die das Unternehmen aktuell betreffen-
den Angelegenheiten erhalten.

Detailliert wurden Fragen der künftigen Finanz-, In-
vestitions- und Personalplanung erörtert und – teil-
weise unter Beteiligung von Referenten – vertieft. 
Alle wesentlichen Geschäftsvorfälle, insbesondere 
alle Maßnahmen, die nach Gesetz oder Satzung der 
Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen, wurden ge-
prüft, ausführlich erörtert und – sofern erforderlich 
– entschieden. Soweit für Geschäftsführungsmaß-
nahmen nach Gesetz oder anderen Regelungen eine 
Zustimmung des Aufsichtsrats erforderlich war, hat 
der Aufsichtsrat dazu ausführliche schriftliche Infor-
mationen vom Vorstand erhalten und den vorgeleg-
ten Geschäftsführungsmaßnahmen nach ausgiebi-
ger vorheriger Prüfung seine Zustimmung erteilt. 
Der Aufsichtsrat hat alle Berichte des Vorstands ge-
prüft, in seinen Sitzungen umfassend erörtert und mit 
dem Vorstand beraten sowie die erforderlichen Ent-
scheidungen getroffen.

Zu eigenen Maßnahmen des Aufsichtsrats gemäß 
§  111 Abs.  2 Satz  1 AktG (z. B. Einsicht in Bücher 
und Schriften der Gesellschaft) bestand keine Ver-

anlassung. Die Überprüfung der Geschäftsführung 
der ehemaligen Vorstandsmitglieder Neiß und Lin-
denberg durch externe Berater gemäß § 111 Abs. 2 
Satz 2 AktG sowie die rechtliche Beratung und Be-
gleitung der Gesellschaft im Zusammenhang mit 
sämtlichen beschlossenen Maßnahmen betreffend 
die o.g. ehemaligen Vorstandsmitglieder, die in 2017 
durch den Aufsichtsrat beauftragt wurden, dau-
erten in 2018 weiter an (siehe im Einzelnen unter 
„Schwerpunkte der Überwachung und Beratung“). 
Sonderberichte des Vorstands nach §  90 Abs. 3 
AktG wurden im Geschäftsjahr 2018 nicht erbeten, 
da der Aufsichtsrat aufgrund der umfassenden Re-
gelberichterstattung keine Veranlassung dazu sah. 

Darüber hinaus hielt der Vorsitzende des Aufsichts-
rats umfassenden Kontakt zu dem Vorstandsvorsit-
zenden und dem weiteren Mitglied des Vorstands. 
In zahlreichen Gesprächen wurden alle wichtigen 
Ereignisse und Fragen der Geschäftstätigkeit und 
der Unternehmensstrategie besprochen.

Im Berichtsjahr haben der Aufsichtsrat und die Aus-
schüsse des Aufsichtsrats insgesamt 32 Sitzungen, 
so im Einzelnen:

abgehalten und dabei auch die Ordnungs- und 
Zweckmäßigkeit der Geschäftsführung des Vor-
stands geprüft und erörtert.

Kein Aufsichtsratsmitglied hat im Berichtsjahr an 
weniger als der Hälfte der Sitzungen des Aufsichts-
ratsplenums teilgenommen. 

Bericht des Aufsichtsrats
an die Hauptversammlung über das Geschäftsjahr 2018

ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft, Hannover

Verkehrs- und  
Bauausschuss

4 Sitzungen,

Finanz- und  
Prüfungsausschuss

4 Sitzungen,

Beteiligungs- 
ausschuss

4 Sitzungen,

Präsidialausschuss 12 Sitzungen und

Aufsichtsratsplenum 8 Sitzungen 
(davon 1 Klausurtagung),
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Ein Beschluss außerhalb einer Sitzung, z. B. im schrift-
lichen Verfahren, wurde im Berichtsjahr nicht gefasst.  

Schwerpunkte der Überwachung  
und Beratung

Schwerpunkte der Überwachungs- und Beratungstä-
tigkeit des Aufsichtsrats im Berichtsjahr waren neben 
der Prüfung und Billigung des Jahresabschlusses und 
des Konzernabschlusses für das Jahr 2017 die Über-
wachung der wirtschaftlichen Entwicklung der ÜSTRA 
und ihrer Töchter im Berichtszeitraum vor allem im 
Hinblick auf die folgenden Themen:

•   Der Aufsichtsrat hat einen Bericht der internen 
Revision insbesondere zu Vergaben bei der ÜS-
TRA mit Beteiligung von amtierenden und ehema-
ligen Aufsichtsratsmitgliedern bzw. deren Ange-
hörigen entgegen genommen und beschlossen, 
eine gemeinsame Erklärung von Aufsichtsrat und 
Vorstand bezüglich der Maßnahmen zur Rück-
gewinnung compliance-adäquater Handlungs-
stärke bei der ÜSTRA abzugeben (Sitzung am 
05.02.2018).

•   Der Aufsichtsrat hat sich zum Thema Auftragsver-
gaben an Aufsichtsräte und deren Angehörige be-
raten und zur Vermeidung von Interessenkonflik-
ten im Sinne einer Selbstbindung die gesetzlichen 
Zustimmungspflichten konkretisiert und Anzeige-
pflichten beschlossen (Sitzungen am 05.02.2018, 
02.03.2018 und 27.04.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich zum Sachstand Förder-
mittel Hybridbusse 2017 informieren lassen (Sit-
zungen am 05.02.2018, 01.03.2018, 02.03.2018). 

•   Der Aufsichtsrat hat einer Mittelumschichtung 
im Investitionsplan für das Projekt „Sanierung 
des Verwaltungsgebäudes Am Hohen Ufer“ zu-
gestimmt und sich laufend über den Sachstand 
des Projekts informieren lassen (Sitzungen am 
05.02.2018, 02.03.2018 und 19.10.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich über den Sachstand 
TW 3000 informieren lassen (Sitzungen am 
02.03.2018 und 27.04.2018).

•  Aussprache und Beratung des Aufsichtsrats über 
Pflichtverletzungen der ehemaligen Vorstandsmit-
glieder sowie vorsorglich erneuter Widerruf der 
Bestellung und (erneute) außerordentliche und 

fristlose Kündigung der beiden Altvorstände (Sit-
zung am 02.03.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat der Ergänzung des Unterneh-
mensgegenstandes der Gesellschaft um das Ge-
schäftsfeld Mobilitätskonzepte zugestimmt und sich 
über einen Kooperationsvertrag zwischen ÜSTRA 
und enercity im Bereich Mobilitätskonzepte infor-
mieren lassen (Sitzung am 02.03.2018). 

•  Der Aufsichtsrat hat sich über die Themen Eva-
kuierungs- und Notfallpläne sowie Brandschutz 
im Tunnel, Entwicklung der Bewerberzahlen und 
Frauenquote informieren lassen, die Zustim-
mung für die Bestellung eines neuen Geschäfts-
führers Gehry-Tower Objektgesellschaft mbH er-
teilt und die Zielvereinbarungen des Vorstands 
für 2018 beraten und beschlossen (Sitzung am 
02.03.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich mit der Ergänzung der 
Rechnungsprüfungspflicht des Aufsichtsrats um 
nichtfinanzielle Erklärung gemäß CSR-Richtlinien-
Umsetzungsgesetz befasst und entsprechende 
Umsetzungsmaßnahmen beschlossen (Sitzungen 
am 02.03.2018 und 27.04.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich über den Sachstand 
des Projekts Compliance-Management-System 
informieren lassen (Sitzungen am 02.03.2018, 
04./05.06.2018, 19.10.2018 und 05.12.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich über den Sachstand 
Nachprüfung Vergaben 2017 informieren las-
sen und Prüfungsinhalte konkretisiert (Sitzun-
gen 02.03.2018, 27.04.2018, 04./05.06.2018 und 
05.12.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich regelmäßig zum E-Bus 
Projekt informieren lassen und der Freigabe des 
geplanten Investitionsbudgets für das Wirtschafts-
jahr 2018 zugestimmt sowie die geänderten Rah-
menbedingungen der Förderkulisse und den da-
mit verbundenen Finanzplanänderungen zur 
Kenntnis genommen (Sitzungen am 27.04.2018, 
04./05.06.2018 und 19.10.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich über die Themen fachli-
che Qualifikation im Bereich Einkauf, Trickbetrug 
bei der Versorgungseinrichtung der ÜSTRA, Be-
teiligungsbericht 2017 und Entgeltbericht 2017 in-
formieren lassen sowie den Beschlussvorlagen zu 
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den Themen Jahresabschluss und Wirtschaftsplan 
bei ÜSTRA Reisen, Mietvertrag Druckstraße und 
Tarifmaßnahme 2018/2019 zugestimmt (Sitzung 
am 27.04.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat die Vorschläge des Auf-
sichtsrats an die Hauptversammlung beraten 
und beschlossen (Sitzungen am 27.04.2018 und 
04./05.06.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich zum Thema Haftpflichtan-
sprüche gegen Altvorstände informieren lassen und 
beraten (Sitzungen am 27.04.2018 und 01.06.2018).

• Der Aufsichtsrat hat sich ausführlich über den Jah-
resbericht der Internen Revision 2017 informieren 
lassen und diesen zur Kenntnis genommen (Sitzung 
am 27.04.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich regelmäßig zur Beset-
zung des dritten Vorstands beraten und ab-
schließend über die Bestellung eines dritten 
Vorstandsmitgliedes und den Abschluss eines 
Anstellungsvertrages mit dem neuen Vorstands-
mitglied beschlossen (Sitzungen am 16.05.2018, 
01.06.2018, 19.10.2018 und 05./14.12.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich auf seiner Klausurta-
gung unter anderem mit den Themen Personal-
wirtschaftliche Voraussetzungen und Lösungen 
im Hinblick auf den demographischen und tech-
nischen Wandel, Evaluierung Pilotprojekt Elektro-
busse, Vorrangschaltung als notwendige Voraus-
setzung für Erreichung der Klima- und Umweltziele 
sowie neue Mobilität befasst (Klausurtagung am 
04./05.06.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich regelmäßig über den 
Sachstand der Verfahren betreffend die Altvor-
stände informieren lassen und beraten (Sitzungen 
am 04/05.06.2018, 19.10.2018 und 05.12.2018). 

•  Der Aufsichtsrat hat dem Vergleichsabschluss 
Schienenkartell zugestimmt (Sitzungen am 
04./05.06.2018 und 05.12.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat hinsichtlich seiner inneren 
Ordnung nach den Arbeitnehmervertreterwahlen 
beschlossen (Sitzung am 16.08.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich hinsichtlich der Themen 
Werbung auf Stadtbahnen und Bussen, WLAN für 

Fahrgäste, Unfallstatistik 2018, Beteiligungsbericht 
2018, Vorstellung der Versorgungseinrichtung 
der ÜSTRA, Betrachtung D-Linie und Innenstadt-
verkehr informieren lassen und zu den Themen 
Festlegung Zielgröße Frauenanteil im Vorstand, 
Zielvereinbarung des Vorstands 2019 und Projekt-
genehmigung Zugfüllstandsermittlung beschlos-
sen (Sitzung am 19.10.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich zum Sachstand Aufar-
beitung TW 6000 informieren lassen und zum 
weiteren Vorgehen beschlossen (Sitzungen am 
19.10.2018 und 05.12.2018).

•  Der Aufsichtsrat hat sich über die aktuelle Ent-
wicklung beim GVH informiert, dem Wirtschafts-
plan 2019 und der außerplanmäßigen Zuführung 
zu den mittelbaren Pensionsverpflichtungen zuge-
stimmt und die Mittelfristplanung 2020-2023 zur 
Kenntnis genommen (Sitzung am 05.12.2018).

Deutscher Corporate  
Governance Kodex

Im Geschäftsjahr 2018 haben Vorstand und Auf-
sichtsrat am 27.04.2018 die Erklärung zum Deut-
schen Corporate Governance Kodex gemäß §  161 
Abs. 1 AktG unterzeichnet. Aufgrund der Aktionärs-
struktur des Unternehmens, des damit verbundenen 
geringen Streubesitzes und der Tatsache, dass die 
Geschäftstätigkeit der Gesellschaft ausschließlich ei-
nen regionalen Bezug hat, wurde nach eingehender 
Beratung beschlossen, den Empfehlungen des Deut-
schen Corporate Governance Kodex nicht zu folgen. 
Einwände des Abschlussprüfers gegen die Entspre-
chenserklärung wurden nicht erhoben. Die aktuelle 
Entsprechenserklärung kann auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter uestra.de eingesehen werden.

Jahresabschluss und Konzernabschluss  
zum 31. Dezember 2018

Die von der Hauptversammlung zum Abschluss-
prüfer für den Jahresabschluss und den Kon-
zernabschluss 2018 gewählte und vom Aufsichts-
rat beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Stuttgart, Niederlassung Hannover hat 
den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss 
zum 31.12.2018 einschließlich Lagebericht über 
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das Geschäftsjahr 2018 sowie den vom Vorstand 
aufgestellten Konzernabschluss zum 31.12.2018 
einschließlich Konzernlagebericht über das Ge-
schäftsjahr 2018 geprüft und beide mit dem unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk versehen. 
Der Finanz- und Prüfungsausschuss des Aufsichts-
rats hat eine Vorprüfung des Jahresabschlusses 
mit Lagebericht, des Konzernabschlusses mit Kon-
zernlagebericht und des gesonderten nichtfinanzi-
ellen Konzernberichts durchgeführt und in seiner 
Sitzung am 25.04.2019 zusammen mit dem Vor-
stand die beiden Prüfungsberichte mit dem Ab-
schlussprüfer erörtert.
Nach dem abschließenden Ergebnis seiner Prüfung 
hat der Finanz- und Prüfungsausschuss dem Auf-
sichtsrat die Billigung des Jahresabschlusses und 
des Konzernabschlusses empfohlen.
Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss mit La-
gebericht, den Konzernabschluss mit Konzernlage-
bericht, die jeweiligen Prüfungsberichte und den 
gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht sei-
nerseits sorgfältig geprüft und in seiner Sitzung 
am 26.04.2019 zusammen mit dem Vorstand und 
in Gegenwart des Abschlussprüfers intensiv erör-
tert sowie den Bericht des Abschlussprüfers über 
die wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung entge-
gengenommen.
Wesentliche Schwächen des rechnungslegungsbe-
zogenen internen Kontroll- und Risikomanagement-
systems hat der Abschlussprüfer nicht festgestellt.

Nach dem abschließenden Ergebnis seiner Prüfung 
hat der Aufsichtsrat dem Ergebnis der Prüfung durch 
den Abschlussprüfer zugestimmt, keine Einwände 
gegen den Jahresabschluss mit Lagebericht, den 
Konzernabschluss mit Konzernlagebericht und den 
gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht erho-
ben und den Jahresabschluss und den Konzernab-
schluss in seiner Sitzung am 26.04.2019 gebilligt.
Der Jahresabschluss ist damit festgestellt.

Veränderungen in der Besetzung 
des Aufsichtsrats

Die Amtszeit der Arbeitnehmervertreter im Aufsichts-
rat Herr Christian Bickel, Frau Margot Backhaus, Frau 
Mira Ball, Herr Willi Degener, Herr Metin Dirim, Herr 
Holger Elix, Herr Hermann Hane, Herr Uwe Köhler, 
Frau Martina Dierßen und Herr Anton Ploner endete 
mit Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung der 
ÜSTRA am 16.08.2018. 

Unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben 
des Mindestanteilsgebots sind aufgrund der Arbeit-
nehmervertreterwahlen Herr Christian Bickel, Frau 
Mira Ball, Herr Willi Degener, Herr Metin Dirim, Herr 
Holger Elix, Herr Hermann Hane, Frau Linda Katz-
marek, Herr Uwe Köhler, Frau Mira Neumaier und 
Herr Carsten Oppermann mit Wirkung ab der Be-
endigung der ordentlichen Hauptversammlung am 
16.08.2018 bis zur Beendigung der Hauptversamm-
lung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 
2022 – das ist das vierte Geschäftsjahr, das nach 
ihrer Wahl beginnt (§ 8 Abs. (3) der Satzung) – be-
schließt, in den Aufsichtsrat der Gesellschaft ge-
wählt worden. 

Der Aufsichtsrat dankt dem Vorstand ebenso wie 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der ÜSTRA 
und den ausgeschiedenen Mitgliedern des Auf-
sichtsrats für die im Geschäftsjahr 2018 geleistete 
erfolgreiche Arbeit.

Hannover, den 26. April 2019

Aufsichtsrat der
ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe  
Aktiengesellschaft
Der Aufsichtsratsvorsitzende

gez. Ulf-Birger Franz
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